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Die Betroffenheit bei der SPD 
muss schon besonders groß 
sein. Dass die LINKE mit der 
CDU in der Stadt Branden­
burg kooperiert, damit hatten 
die Sozialdemokraten wohl 
nicht gerechnet. Bislang wa­
ren die LINKEN von der SPD 
wohl eher als ihre beliebige 
Verfügungsmasse verstanden 
worden.

Nur war und ist mit einer 
Fundamentalopposition keine 
nachhaltige Entwicklung für 
die Menschen der Stadt er­
reichbar. Inhaltliche Abspra­
chen zwischen SPD und LIN­
KEN führten selten zu einem 
befriedigenden Ergebnis. Und 
nach der Oberbürgermeister­
wahl wurde erkennbar, dass 
die Politik von Frau Tiemann 
im Kern eine breite Zustim­
mung erfährt. Natürlich gibt 
es substantielle Unterschiede 
zwischen CDU und LINKEN; 
diese betreffen aber selten 
konkrete kommunalpolitische 
Entscheidungen. Der totale 
soziale Kahlschlag hat unter 
Dietlind Tiemann nicht statt­
gefunden und die Zugeständ­
nisse der CDU waren erstaun­
lich hoch.

Wenn die LINKEN weiter 
an einer ausgewogenen So­
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Seit dem Sommer 2012 hat 
DIE LINKE über eine neue Rol­
le in Politik und Verwaltung 
der Havelstadt diskutiert. Darf 
und kann man das Gesprächs­
angebot der CDU und ihrer 
Oberbürgermeisterin anneh­
men und versuchen, gemein­
same Positionen für die Zu­
kunft der Stadt zu finden? Und 
darf man – vorausgesetzt die 
inhaltliche Übereinstimmung 
bietet eine ausreichend breite 
Basis – auch wieder perso­
nell in der Verwaltungsspitze 
Verantwortung übernehmen? 
Bekanntlich haben die Mitglie­
der der LINKEN beide Fragen 
bejaht. Neben der Unterzeich­
nung eines Positionspapiers 
mit der CDU wurde Wolfgang 
Erlebach aufgefordert, sich 
als Beigeordneter für Soziales, 
Gesundheit, Jugend und Kul­
tur zu bewerben. Am 27. März 
wurde er im 1. Wahlgang von 
der SVV gewählt. 

An öffentlicher Aufmerk­
samkeit für die Zusammen­
arbeit von LINKEN und CDU 
hat es in den letzten Monaten 
nicht gefehlt. Besonders die 
SPD versucht, den ganzen 
Vorgang als etwas „Unerlaub­
tes“ oder „Unzulässiges“ zu 
stigmatisieren und alle politi­
schen und juristischen (Un-)
Möglichkeiten dagegen zu 
mobilisieren. Sie hat damit 
reihenweise Niederlagen kas­
siert.

Brandenburg an der Havel 
hat im Zuständigkeitsbereich 
des neuen Beigeordneten 
eine Menge Herausforderun­
gen zu bewältigen. Deshalb 
sollten an die Stelle politi­
scher Fundamentalschlach­
ten möglichst bald wieder die 
sachliche Auseinanderset­

zung und der Wettbewerb um 
Ideen treten. 

Schon kurzfristig müssen 
wichtige Fragen angegangen 
und gelöst werden: Mit dem 
1. August gilt ein Rechtsan­
spruch auf einen Kita-Platz 
ab dem 1. Lebensjahr, für das 
Frauenhaus muss der Stand­
ort geklärt und Finanzierungs­

sicherheit geschaffen wer­
den, bei der Präsentation des 
Stadtmuseums ist eine deutli­
che Korrektur nötig – um nur 
einige Probleme zu nennen. 

Hinzu kommen längerfris­
tige Aufgaben. Dazu gehören 
die sozialen Perspektiven für 
Kinder und Jugendliche sowie 

die Bekämpfung von Kinderar­
mut. Die Probleme kann die 
Stadt nicht aus eigener Kraft 
lösen. Sie braucht eine den 
Aufgaben gerechte Finanzaus­
stattung von Land und Bund. 
In Abstimmung mit den ande­
ren kreisfreien Städten wird 

eine Position für einen fairen 
Soziallastenausgleich und zur 
Übertragung von Landesauf­
gaben auf die Kommunen zu 
formulieren sein.

In Brandenburg an der Ha­
vel, wie auch anderswo, über­
nimmt man Amt und Verant­
wortung nicht am Punkt Null. 
Mit den oftmals langfristig ge­

wachsenen Problemen muss 
man umgehen. Die Resultate 
der Vergangenheit lassen sich 
nicht einfach „wegbeschlie­
ßen“. 

Exemplarisch kann man 
das am Jugendförderplan 
festmachen. Insbesondere 
die SPD scheint vergessen zu 

haben, was sie dereinst mit­
beschloss: „Die Entscheidung 
zur Förderung der bedarfsge­
rechten Angebote ist jedoch 
durch die Finanzkraft des öf­
fentlichen Trägers begrenzt.“ 
(Haushaltssicherungskonzept 
- HSK) Das HSK nennt auch 

Zahlen, wie viel eingespart 
werden sollte. Für 2013 wa­
ren es 150.000 Euro. Der 
Spardruck ist am Ende deut­
lich geringer ausgefallen. Dies 
darf sich zu einem guten Teil 
DIE LINKE ans Revers heften. 
Trotzdem bleibt ein Punkt der 
Kritik: Die Jugendfreizeitein­
richtung Wildo 19 soll laut 

dem jetzt – im Jugendhilfeaus­
schuss ohne Gegenstimme 
– beschlossenen Jugendför­
derplan nicht weiter von der 
Stadt gefördert werden. Es ist 
klar, dass dies bei den betrof­
fenen Kindern bzw. deren El­
tern zu Sorgen führt und beim 
betroffenen Träger keinen Bei­
fall auslöst. Ich kann aber alle 
nur ermuntern, sich dieser 
Situation zu stellen und nicht 
nur den Status Quo zu vertei­
digen. Anders als von einigen 
suggeriert wird, bleibt das An­
gebot erhalten, allerdings an 
einem anderen Ort und mit 
einem anderen Träger. Und es 
ist noch ein halbes Jahr Zeit, 
Fragen von Eltern zu disku­
tieren und auch das Konzept 
nachzubessern. 

Dr. W. Erlebach

DIE LINKE in neuer Verantwortung
Langfristig gewachsene Probleme sind zu bewältigen

Andreas Martin, Kreisvorstand DIE 
LINKE Brandenburg an der Havel
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Dr. Wolfgang Erlebach, Sozialbeigeordneter der Stadt Brandenburg an der Havel (DIE LINKE.)                         Foto: W. Müller
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Seit dem 1. Mai hat die Stadt Brandenburg an der Havel wie­
der einen Beigeordneten der Partei DIE LINKE. Dr. Wolfgang 
Erlebach (55) ist zuständig für die Bereiche Soziales, Gesund­
heit, Jugend und Kultur.
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zialstruktur arbeiten wollen, 
dann geht das nur mit Bünd­
nispartnern. Der Wahlkampf 
ist vorbei und wenn Politiker 
sich selbst ernst nehmen, 
dann muss das Interesse an 
einer positiven Entwicklung 
der Stadt im Vordergrund 
stehen. Wenn in dieser Kon­
stellation die CDU Angebote 
unterbreitet, die genau das 
erkennen lassen, dann wäre 
es kindisch, sich zu verwei­
gern. 

Das einzige Thema, das 
die SPD zurzeit bedient, be­
steht darin, diese Koopera­
tion auf den Beigeordneten­
posten zu fokussieren, den 
sie für überflüssig erklärt. 
Jeder, der die Sozialstruktur 
unserer Stadt kennt und ein 
wenig Einblick in die Verwal­
tung hat, weiß, dass diese po­
litische Schaltstelle dringend 
notwendig und alles andere 
als ein Versorgungsposten 
ist. Der gesamte Bereich des 
Beigeordneten Erlebach steht 
vor großen Herausforderun­
gen. Aber die Art der Diskus­
sion zeigt, wie die SPD denkt 
und welche Machtspielchen 
sie auf dem Rücken der Bran­
denburgerinnen und Branden­
burger austrägt. 

Wenn es um Verantwor­
tung geht, duckt sich die SPD 
in Brandenburg gerne ab. 
Wenn es in der Vergangenheit 
um Posten ging, war das Han­
deln der blassroten Partei im­
mer von dem geprägt, was sie 
heute anderen vorwirft. In der 
SPD kann sich offenbar kaum 
jemand vorstellen, dass es 
anderen Politikern tatsächlich 
um die Menschen in dieser 
Stadt geht und nicht um ein 
selbstdarstellerisches Macht­
streben. 

Inhaltlich ist von der SPD 
nicht viel zu hören, es bleibt 
nur eine oft unangemessene 
Fundamentalkritik in ober­
flächlicher, populistischer 
Manier. Damit wir uns nicht 
falsch verstehen, niemand 
ist perfekt und deshalb ist 
eine Opposition in jeder De­
mokratie extrem wichtig und 
kann korrigierend wirken. Es 
sollte allerdings auch ein Ge­
staltungswille vorhanden sein 
– nur, davon ist die von Holz­
schuher geführte Partei weit 
entfernt.

A. Martin
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Union und SPD haben am 16. 
November 2007 gegen die 
Stimmen aller anderen Frak­
tionen des Bundestages eine 
schrittweise Erhöhung der 
einkommenssteuerpflichtigen 
Abgeordnetenentschädigung 
zum 1. Januar 2008 auf 7.339 
Euro beschlossen. In der Fol­
gezeit gab es weitere Diäten­
erhöhungen, die DIE LINKE 
ebenfalls ablehnte. 

DIE LINKE belässt es nicht 
bei ihrem Nein zur Diäten­
erhöhung. Seit Januar 2008 
spendet Diana Golze monat­
lich den Nettomehrbetrag 

dieser Erhöhung an Vereine, 
Einrichtungen und Projekte 
in ihrem Wahlkreis und leistet 
weitere monatliche Spenden. 
Informationen dazu finden Sie 
unter:
http://www.diana-golze.de/
bundestag/wahlkreis/spen­

denprojekt_fuer_den_wahl­
kreis/

Hinzu kommen jährliche 
Spenden: 500 Euro für den 
Wettbewerb „Zivilcourage 
vereint“, 200 Euro für das 
Familiencamp des Vereins 
für Soziale Selbstverteidi­
gung Jüterbog VSSV e.V., 100 
Euro an das Institut für Soli­
darische Moderne e.V., 100 
Euro für das Theater an der 
Parkaue Berlin e.V., 36 Euro 
für den Verein Kleeblatt e.V. 
Rathenow und 20 Euro für 
den Unabhängigen Frauen­
verein Rathenow e.V. 

Daneben sind anlassbe­
zogene Spenden zu nennen, 
z.B. für Wahlkämpfe oder Ver­
anstaltungen, sowie Einzel­
spenden in unterschiedlicher 
Höhe an Vereine und Initiati­
ven im Wahlkreis.

F. Hübner

Diana Golze spendet 
kontinuierlich

Diätenerhöhungen gehen an Vereine und Projekte

Diana Golze (MdB DIE LINKE) übergibt eine Spende an die 
Berlin-Brandenburgische Auslandsgesellschaft in Brandenburg an der Havel

Foto: W. Müller

Es wird munter geklagt im 
Lande Brandenburg. Fünf 
kleinere Gemeinden wol­
len nicht so viel von ihren 
Steuereinnahmen wie bis­
her an den Landeshaushalt 
abgeben. Und die kreisfrei­
en Städte, darunter auch 
Brandenburg an der Havel, 
wollen sich juristisch bestä­
tigen lassen, dass sie zu we­
nig aus dem Landeshaushalt 
erhalten.

Eigentlich keine gute Vor­

aussetzung für den Auftritt 
der Finanz-Staatssekretärin 
im Ausschuss für Finanzen 
und Liegenschaften der 
Brandenburger SVV. Doch 
es wurde eine informative 
Stunde am 14. Mai 2013. 
Daniela Trochowski, Mitglied 
der Brandenburger LINKEN, 
verlor sich nicht in Einzelhei­
ten, sondern trug die großen 
Linien der Landesfinanzpo­
litik vor. Denn der Blick bis 
zum Jahr 2020 – bis dahin 
soll die „Schuldenbremse“ 
gelten – machte deutlich, 
mit welcher Vorsicht da zu 
Werke gegangen wird. Wahr­
scheinlich mit der nächsten 
Förderperiode der Europäi­
schen Union kann das Land 
nicht mehr mit den bishe­
rigen Millioneneinnahmen 
rechnen. Und auch der so­
genannte Solidarpakt II und 
damit der Länderfinanzaus­
gleich der Bundesrepublik 
kommt auf den Prüfstand. Im 
Ergebnis werden dem Land 
weitere Millionen Euro auf 
der Einnahmenseite fehlen. 
Nun ist die gänzlich unsinni­
ge „Schuldenbremse“ nicht 
auf dem Mist der LINKEN 
gewachsen und in den kla­

genden Ländern Bayern und 
Hessen befinden sich die 
LINKEN nicht in Regierungs­
verantwortung. Gleichwohl 
muss sich das Land Bran­
denburg darauf einrichten, 
mit weniger Einnahmen sei­
nen Haushalt zum Ausgleich 
zu bringen. Denn Gesetz ist 
nun einmal Gesetz.

Ob die Ausschussmit­
glieder die vorgetragenen 
finanziellen Verbesserun­
gen über den kommuna­

len Finanzausgleich für die 
kreisfreie Stadt so richtig 
zu würdigen wissen, dar­
über kann hier keine Aus­
sage getroffen werden. 
Der Kämmerer jedenfalls 
trug weitere Wünsche der 
Stadtregierung vor. Dabei 
lief er Gefahr, die Staats­
sekretärin für nachteilige 
Beschlüsse verantwortlich 
zu machen, die von den Mi­
nistern seiner Partei (der 
CDU) stammten und gegen 
die die LINKE angekämpft 
hatte. 

Abschließend brachte 
die Staatssekretärin ihre 
Sorge um die finanzielle 
Zukunft der Stadt Branden­
burg zum Ausdruck. Denn 
sie fürchtet, dass die Po­
litik der Bundesregierung 
zur Bewältigung der Wirt­
schafts- und Finanzkrise 
in der Europäischen Union 
schon bald zu einem öko­
nomischen Einbruch führen 
wird, der die Steuereinnah­
men des Landes wie der 
Stadt negativ beeinflussen 
muss. Und dann ist die mit­
telfristige Finanzplanung 
nur noch Makulatur.

R. Scholz

In Sorge um die 
Stadt

LINKE Staatssekretärin besuchte Finanzausschuss

Finanzstaatssekretärin DanielaTrochowski im Gespräch mit Lutz Krakau, Kreis-
vorsitzender der Stadt Brandenburg (beide DIE LINKE.)                   Foto: W. Müller

Übrigens hat die MAZ bei der Nennung der diesjährigen Red­
nerinnen und Redner auf Jugendfeiern doch glatt „vergessen“, 
die Auftritte von Diana Golze (DIE LINKE.) zu erwähnen. Diet­
lind Tiemanns (CDU) Auftritt ist der MAZ selbstverständlich 
nicht „entfallen“.

Übrigens hat Ralf Holzschuher (SPD) die öffentliche Diskussi­
on ständig neuer Ideen zur Eröffnung des Flughafens Schöne­
feld im RBB-Interview als „wenig hilfreich, ja kontraproduktiv“ 
bezeichnet. Komisch nur, dass ihm diese Einsicht fehlt, wenn 
die SPD in Sachen Frauenhaus Brandenburg an der Havel alle 
Naselang einen neuen Standort ins Gespräch bringt.

QR-Code scannen
http://www.diana-golze.de/bundes­
tag/wahlkreis/spendenprojekt_fuer_
den_wahlkreis/



„Die Würde des Menschen 
ist unantastbar“ steht im Ar­
tikel 1 des Grundgesetzes. 
Gilt das für jeden Menschen? 
Oder machen wir doch Unter­
schiede? Und zwar zwischen 
denen, die ein Einkommen 
beziehen, und denen, die 
vom staatlichen Transfergeld 
ihr Menschsein bestreiten? 
Wenn wir ehrlich sind, steht 
und fällt doch alles mit der Er­
werbsarbeit: unsere Würde, 
unsere gesellschaftliche Teil­
habe und unter Umständen 
sogar unsere Existenz. Wenn 
die Würde des Menschen 
doch aber unantastbar ist, 
wie kann dann unser Leben 
vom Besitz eines Arbeitsplat­
zes abhängig sein? Produziert 
diese Gesellschaft zur Befrie­
digung der Grundbedürfnisse 
aller nicht mehr als genug? 
Muss da tatsächlich noch 
die Grundbedürftigkeit eines 
Menschen geprüft werden?

Sind wir den Prinzipien 
des Kapitalismus auf den 
Leim gegangen, indem wir 
– wie vor 150 Jahren – das 
Recht auf (Erwerbs-)Arbeit 
fordern und dabei außer Acht 
lassen, dass, erstens, das 
Kapital immer weniger Men­
schen benötigt, um Werte zu 
schöpfen und Profite zu ge­
nerieren, und dass, zweitens, 
neben der Ausbeutung der ir­

dischen Ressourcen die Aus­
beutung der Erwerbstätigen 
die Grundlage des Kapitalis­
mus ist? Gilt für uns LINKE 
nach der Devise „Arbeit für 
alle“ auch die Erwerbsarbeit 
z. B. in Atomkraftwerken, in 
der Rüstungsindustrie, als 
Pharma-Vertreter oder im 
Investmentbanking als nütz­
liche und notwendige Arbeit? 
Bedeutet „Vollbeschäfti­
gung“ nicht eigentlich, dass 
die Gesellschaft voll damit 
beschäftigt ist, die Grundbe­
dürfnisse aller Menschen zu 
befriedigen, die notwendige 
Reproduktionsarbeit zu un­
terstützen und wichtige eh­
renamtliche Tätigkeiten ange­
messen zu honorieren? Sind 
gesunde Nahrung, langlebige 
Kleidung und Güter des tägli­
chen Bedarfs, warmer Wohn­
raum und bezahlbarer Strom, 
ein erstklassiges Bildungs- 
und Gesundheitswesen, un­
eingeschränkte Mobilität 
durch den ÖPNV sowie die 
Möglichkeit, soziale Kontakte 
zu pflegen und an kulturellen 
Angeboten teilhaben zu kön­
nen, nicht der Grundstein für 
eine gesunde Gesellschaft? 
Wo wollen wir (noch) hin? 
Sollte statt Mitlaufen im Kon­
sum-Hamsterrad nicht Ent­
schleunigung unser Ziel sein?

Ein Konzept, das die auf­

geworfenen Fragen löst, gibt 
es bereits: das Bedingungs­
lose Grundeinkommen (BGE). 
Im Folgenden sollen einige 
Effekte des BGE vorgestellt 
werden und zum Weiterden­
ken animieren:
•Mit dem BGE wird die 
Spaltung der Gesellschaft in 
Erwerbseinkommens- und 
Transferleistungsbeziehende 
aufgehoben. Die Errungen­
schaften der Gesellschaft, 
auch und vor allem durch den 
technologischen Fortschritt, 

kommen umverteilt und be­
dingungslos allen zugute. 
•Ehrenamtliche Arbeit, Fami­
lienarbeit usw. sind materiell 
abgesichert und damit gesell­
schaftlich anerkannt. Zusätz­
lich kann jeder, der mag, ein 
Erwerbseinkommen erarbei­
ten. Die Erwerbsarbeitszeit 
wird sich automatisch ver­
kürzen, so dass sich mehr 
Menschen ein zusätzliches 
Einkommen hinzuverdienen 

können. 
•Mit dem existenzsichern­
den Grundsockel ist jede 
Form der Armut abgeschafft. 
Wer Erwerbsarbeit leistet, 
zahlt paritätisch weiter in die 
gesetzlichen Sozialversiche­
rungskassen (KV, RV, PV, UV) 
ein, um im Versicherungsfall 
– über die Grundversorgung 
hinaus – einen zusätzlichen 
Anteil zu erhalten.
•Insgesamt ist die Verhand­
lungsmacht für Gewerkschaf­
ten gestärkt! Beschäftigte 
sind weniger erpressbar und 
können sich ohne Angst vor 
Entlassung in ihren Betrieben 
engagieren, eine berufliche 
Neuorientierung eingeschlos­
sen. 
•Arbeitgeber/-innen sind 
nun Arbeitnehmer/-innen, 
die bestrebt sind, ihre Ange­
bote attraktiv zu gestalten, 
wie z. B. durch Mitbestim­
mung, Betriebs-Kitas, Vergü­
tung von Überstunden oder 
Gewinnbeteiligung (13. Ge­
halt).
•Das BGE ist ein Beitrag zur 
wirtschaftlichen Gleichstel­
lung und Unabhängigkeit von 
Mann und Frau. Finanziell 
grundabgesichert lässt sich 
eher eine Familie gründen 
und mit Beruf und Karriere 
vereinbaren. 
•Durch das BGE wird ins­

besondere der re­
gionale Binnenmarkt 
gestärkt und es entstehen 
Anreize zur Gründung einer 
eigenen wirtschaftlichen 
Existenz mit neuen Erwerbs­
arbeitsplätzen. 
•Das BGE ist eine Demokra­
tiepauschale. Es ermöglicht 
die Teilnahme an Verände­
rungsprozessen in der jewei­
ligen Kommune, indem jedem 
Menschen die grundlegenden 
Mittel für ein Leben in Würde 
und seine persönliche Entfal­
tung in der Gesellschaft von 
der Gemeinschaft zur Verfü­
gung gestellt werden.
Für Fragen, Anregungen 
oder zur Mitarbeit in unserer 
Landesarbeitsgemeinschaft 
stehe ich bedingungslos zur 
Verfügung. Unser Konzept 
(Broschüre BAG), inklusive 
unserer Vorschläge zur Fi­
nanzierung, sind auf www.
die-linke-grundeinkommen.
de abrufbar.

Ringo Jünigk
Sprecher der LAG Grundein-

kommen Brandenburg
LAG.Grundeinkommen_BB@

yahoo.de
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Die neue soziale Idee des 21. Jahrhunderts
Eine Gefahr für den Kapitalismus?

Bedingungsloses Grundein­
kommen (BGE)? Das klingt 
sympathisch. Mehr Geld für 
alle minus Schikanen und 
Zwang zur Erwerbsarbeit. Wa­
rum ist die Arbeiterbewegung 
in 200 Jahren da nicht gleich 
drauf gekommen?

Dazu bedurfte es eines 
zweifelhaften Ratgebers: Mil­
ton Friedmann war der Vor­
denker der rechten Ökonomen 
und machte die Idee bekannt. 
Er bildete eine Gruppe junger 
Studenten aus, die Chicago 
Boys, die sich später unter 
dem Diktator Pinochet in Chi­
le austoben durften. Fried­

manns Botschaft war einfach: 
Der Kapitalismus erzeuge 
eine industrielle Reservear­
mee von Arbeitslosen. Damit 
es nicht zu Unruhen komme, 
solle eine „Stütze“ für alle ge­
zahlt werden. Sie müsse so 
niedrig sein, dass es sich wei­
terhin lohne zu arbeiten. Oder 
so: Die Beschäftigten sichern 
den Arbeitslosen mit Steuer­
geld das nackte Überleben 
und die Unternehmen können 
die Löhne senken. 

Die Grundauseinanderset­
zung in unserer Gesellschaft 
ist die zwischen Kapital und 
Arbeit. Warum besitzen vie­

le Menschen so wenig, dass 
ihnen nichts anderes bleibt, 
als ihre Arbeitskraft an die­
jenigen zu verkaufen, die so 
viel besitzen, dass sie selbst 
nicht arbeiten müssen und 
andere ihren Reichtum er­
arbeiten und mehren lassen 
können? Ungerechte Eigen­
tumsverhältnisse sind es, die 
Milliarden Menschen in Armut 
und allzu oft auch in Hunger 
zwingen. Deswegen wollen 
wir privatkapitalistisches Ei­
gentum überwinden und die 
Arbeitswelt humanisieren – 
durch Arbeitszeitverkürzung, 
Kontrolle über die Produktion 

und soziale Sicherheit für Er­
werbslose. Kurzum: Gute Ar­
beit statt Drecksarbeit. Diese 
Auseinandersetzung scheuen 
die Befürworter des BGE allzu 
oft.

Erwerbsarbeit bedeutet 
dabei nicht nur Geld verdie­
nen, sondern am öffentlichen 
Leben teilhaben. Nicht um­
sonst verkümmern viele Men­
schen ohne Job. 

Ein BGE müsste von jenen 
finanziert werden, die ihre Ar­
beitskraft verkaufen müssen. 
Es ändert an den realen ge­
sellschaftlichen Kräfteverhält­
nissen nichts. Absurd, dass 

häufig diejenigen (gerade 
bei den Liberalen und Kon­
servativen), die Stellenabbau 
im Öffentlichen Dienst als 
Allheilmittel zur Haushalts­
konsolidierung anpreisen, 
Hunderte Milliarden für ein 
Grundeinkommen ausgeben 
wollen. Das BGE ist keine 
Abkürzung auf dem Weg zum 
Sozialismus, sondern eine 
Sackgasse. 

Norbert Müller, Stellv. Lan-
desvorsitzender DIE LINKE. 

Brandenburg

Klassenkampf oder Brot und Spiele?
Das Bedingungslose Grundeinkommen ist eine Sackgasse

PRO und KONTRA 
Bedingungsloses Grundeinkommen

PRO

KONTRA
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Die Visionen sind das eine…
Drei Jahre Behindertenrechtskonvention

2006 ging von den Vereinten 
Nationen eine Vision aus: Je­
der Mensch, egal ob mit oder 
ohne Behinderung, hat das 
Recht, ein selbstbestimm­
tes Leben zu führen und als 
selbstverständlicher Teil der 
Gesellschaft anerkannt zu 
werden. Deutschland hat, wie 
auch 132 weitere Staaten, 
diese Konvention 2009 ratifi­
ziert. Seitdem geht es um die 
Realisierung konkreter Um­
setzungsschritte.

Menschen gelten als „…be­
hindert, wenn ihre körperliche 
Funktion, geistige Fähigkeit 
oder seelische Gesundheit 
mit hoher Wahrscheinlichkeit 
länger als sechs Monate von 
dem für das Lebensalter ty­
pischen Zustand abweichen 
und daher die Teilhabe am 
Leben in der Gemeinschaft 
beeinträchtigt ist.“ (§2 Abs.1 
SGB IX) Für solche Menschen 
eine gleichberechtigte Teil­
habe am gesellschaftlichen 
Leben und Chancengleichheit 
zu garantieren, ist eine Auf­
gabe, die viele Einzelmaßnah­
men und einen langen Atem 
verlangt. Die Stichworte 
heißen: Mobilität, Kommuni­
kation, Bildung, Arbeit und 
Beschäftigung sowie soziale 
Sicherheit. Ein breiter Diskus­
sions- und Sensibilisierungs­
prozess für die Belange von 
Menschen mit Handicap ist 
in Gang zu setzen; gleicher­
maßen sind Verwaltungsmaß­
nahmen in die Wege zu leiten, 
Haushaltsmittel bereit zu 
stellen und Zielvereinbarun­
gen zu treffen.

Mobilität beginnt in den 
eigenen vier Wänden. Die 
Kommune ist aufgefordert, 
für bezahlbaren, barrierefrei­
en Wohnraum zu sorgen, in 
dem sich Menschen mit Han­

dicap geborgen fühlen und so 
viel Selbstbestimmtheit wie 
möglich verwirklichen kön­
nen. Weiterhin geht es um die 
Optimierung des öffentlichen 

Personennahverkehrs und 
eine behindertenfreundliche 
Stadt- und Wegeplanung. In 
punkto Kommunikation sind 
die Betroffenen als Experten 
in eigener Sache anzuhören. 
Zum Beispiel geht es um eine 
einfache, leicht verständliche 
Sprache, auch und vor allem 
im Rahmen von Verwaltungs­
vorgängen.

Eine der größten Her­
ausforderungen dürfte die 
inklusive Bildung sein, also 
die gemeinsame Beschulung 
aller Kinder bei gleichzeitiger 
spezieller Förderung derer 
mit einem Handicap. Denn 
die Vergangenheit hat ge­
zeigt, dass getrennte Schulen 
für Behinderte und Nichtbe­
hinderte am Ende meist zu 
getrennten Lebenswelten 
führen. Die Umsetzung des 
Inklusionsgedankens hat in 
den Bildungseinrichtungen 
begonnen, aber Inklusion ist 
nicht zum Nulltarif zu haben! 
Benötigt werden zusätzliche 
Lehrpersonen, verringerte 

Klassenstärken, speziell aus­
gebildete Betreuer, neu ge­
staltete Curricula und vieles 
mehr.

Für Menschen mit Han­

dicap ist eine sinnstiftende 
Beschäftigung unerlässlich. 
Artikel 27 spricht jedem Be­
hinderten ein Recht auf Ar­
beit zu. Aber die Realität sieht 
anders aus: Ältere Behinder­
te sind besonders häufig ar­
beitslos, Schwerbehinderte 
besonders oft von Langzeit­
arbeitslosigkeit betroffen, mit 
allen gesundheitlichen und 
sozialen Nebenwirkungen. 
Es reicht aber nicht aus, Pro­
gramme aufzulegen, es muss 
vor allem ein Bewusstsein da­
für geschaffen werden, was 
behinderte Menschen leisten 
können und wollen. Dabei 
geht es auch um den Abbau 
von Berührungsängsten und 
Vorurteilen. Manchmal reicht 
schon das Aufhalten einer 
Tür oder das Bugsieren eines 
Rollators über eine Schwelle, 
um dem Gehandicapten mehr 
Teilhabe zu ermöglichen. Ei­
nes haben wir schließlich alle 
gemeinsam: Wir sind Men­
schen. 

H. Jacobs 

Heike Jacobs, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende in der SVV Brandenburg (DIE 
LINKE.)                                                                                                          Foto: W. Müller

Wer kennt das nicht? Man 
sitzt seelenruhig in der Stadt 
und möchte bei Kaffee und 
Kuchen seinen Facebook-
Status aktualisieren. Schnell 
stellt man fest: Oh, kein W-
LAN in der Nähe verfügbar. 
In der heutigen Zeit, wo das 
Web 2.0 schon längst zum 
Alltag gehört, sollte kosten­
loses W-LAN in Städten wie 
Brandenburg an der Havel 
jedem frei zur Verfügung ste­
hen, denn das Internet be­

steht nicht nur aus Facebook, 
Twitter, YouTube und Co., 
sondern es bietet auch einen 
wirtschaftlichen Nutzen. Ein 
Beispiel dafür wäre der Tou­
rismus: So könnten sich die 
Gäste der Stadt jederzeit pro­
blemlos selbst Informationen 
zu Öffnungszeiten, Reiserou­
ten und Sehenswürdigkeiten 
beschaffen, einfach über ihr 
Handy. 

Noch nicht ausreichend 
geklärt ist allerdings der Fak­

tor Sicherheit, womit nicht 
nur die Sicherheit der versen­
deten Daten gemeint ist, son­
dern auch die der Menschen, 
denn keiner weiß bisher, wie 
sich die Strahlung über Jahr­
zehnte auf den Körper aus­
wirkt.

Übrigens, kostenloses W-
LAN für alle forderten die LIN­
KEN von Brandenburg an der 
Havel schon in ihrem letzten 
Kommunalwahlprogramm.

[‘solid]

Kostenloses W-LAN?

"Wir tragen Verantwortung in 
der Kommunalpolitik und drü­
cken uns nicht davor", fasste 
der Kreisvorsitzende der LIN­
KEN Lutz Krakau in seiner 

Eröffnungsrede die zurück­
liegenden Monate der Arbeit 
des Kreisverbandes in Bran­
denburg an der Havel zusam­
men. Rund 60 Genossinnen 
und Genossen hatten sich 
am 25. Mai im Technologie- 
und Gründerzentrum (TGZ) 
zu einer Gesamtmitglieder­
versammlung eingefunden. 
Neben der Rechenschaftsle­
gung des Kreisvorstandes mit 
anschließender Diskussion 
standen die Vorbereitung auf 
den Bundestagswahlkampf 
sowie ein erster Lagebericht 
unseres neuen Sozialbeige­
ordneten Dr. Wolfgang Erle­
bach auf der Tagesordnung.

"Ich kann das letzte halbe 
Jahr nicht so durch die rosa­
rote Brille sehen", erwiderte 
Fraktionsmitglied Heidi Hauf­
fe auf Lutz Krakaus Bericht in 
der nachfolgenden lebhaften 
Diskussion. Sie persönlich 
sei mit einer ganzen Reihe 
von Entscheidungen nicht 
einverstanden. Heike Jacobs, 
ebenfalls Mitglied der SVV, 
rief die Fraktion auf, Mehr­
heitsbeschlüsse hinterher 
auch öffentlich zu vertreten 
und Geschlossenheit zu zei­
gen. Nur so könne linke Po­
litik durchgesetzt werden. 
Die Anwesenden setzten sich 
dann mit verschiedenen Ent­

scheidungen der Vergangen­
heit und der Zukunft ausein­
ander.

Die anschließende neue 
Form der Ideenfindung, ein 

Brainstorming in Kleingrup­
pen, fand allgemeine Zustim­
mung, so dass sie wiederholt 
werden soll. Herausgekom­
men sind viele Anregungen 
für unser Wahlkampfteam, 
die es nun in unseren Be­
mühungen um eine starke 
LINKE in vier Parlamenten 
umzusetzen gilt. Dabei kris­
tallisierten sich vor allem die 
Themen ÖPNV, alters- und fa­
miliengerechtes Wohnen so­
wie die Gestaltung der Stadt­
teile als Schwerpunkte heraus. 
Chriss Kühnl berichtete über 
die Aktivitäten der Linksju­
gend ['solid] in der Stadt, die 
dank vieler neuer Mitglieder 
wieder eine kontinuierliche 
Arbeit leistet und auch den 
Wahlkampf aktiv unterstüt­
zen wird.

"Markenzeichen unserer 
Arbeit und unserer Politik als 
LINKE muss der Dialog mit 
den Bürgern sein und blei­
ben", erklärte Dr. Wolfgang 
Erlebach, seit gut einem Mo­
nat Beigeordneter für Sozia­
les, Gesundheit, Jugend und 
Kultur in der Havelstadt. Die 
Schwerpunkte seiner Arbeit 
sah er beim Jugendförder­
plan, dem Museum, dem 
Frauenhaus und in der Be­
kämpfung der Kinderarmut.

D. Herzog

Dialog mit den
 Bürgern als

 Markenzeichen
linker Politik

Gesamtmitgliederversammlung des
 Kreisverbandes im TGZ

Gesamtmitgliederversammlung am 25.05.2013 im TGZ von Brandenburg an der 
Havel                                                                                                   Foto: W. Müller
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„Ich komme gern wieder, 
wenn ihr mich einladet.“ Mit 
diesen Worten verabschie­
dete sich der Bundesvorsit­
zende der LINKEN, Bernd 
Riexinger, nach einem er­
eignisreichen Tag. Vier Sta­
tionen in acht Stunden, so 
das kompakte Programm, 
das er kürzlich im Havelland 
absolvierte.

Erste Station war die Ha­
vellandklinik in Nauen, einer 
der größten Arbeitgeber in 
der Region. Die Havelland­
kliniken sind eine kommu­
nale Unternehmensgruppe. 
Träger ist der Landkreis Ha­
velland. Begleitet von Ha­
rald Petzold, Vorsitzender 
der havelländischen Kreis­
tagsfraktion und Mitglied 
im Aufsichtsrat der Havel­
landkliniken, sowie Vertre­
tern der Nauener LINKEN 
informierte sich Bernd Rie­
xinger über das umfassen­
de medizinische Angebot 
der Klinik, die Problematik 
der ärztlichen Versorgung 
im ländlichen Raum, die fi­
nanzielle Ausstattung und 
die Belastungen des medi­

zinischen und Pflegeperso­
nals. Die Leitung der Klinik, 
darunter die Verwaltungs­

direktorin und der ärztliche 
Leiter, aber auch eine Ver­
treterin des Betriebsrates, 
nahmen sich viel Zeit für 
das Gespräch mit Riexin­
ger. Auch die Frage der ta­

riflichen Entlohnung, die in 
der Havellandklinik nicht 
gegeben ist, wurde kritisch 

angesprochen.
Zweite Station war Fal­

kensee. In den Redaktions­
räumen des Brandenburger 
Wochenblattes (BRAWO) 
führten Riexinger und sei­

ne Begleitung ein Gespräch 
mit dem Redakteur Patrick 
Rachner. Es ging um Fragen 

zum Wahlprogramm, zu den 
Wahlchancen der LINKEN 
bei der Bundestagswahl, zu 
den Rechtspopulisten der 
AfD und zur Piratenpartei. 

Danach nahm der Par­

teivorsitzende an einer 
Veranstaltung unter dem 
Motto „Jugend trifft Po­
litik“ im ASB-Jugendklub 
„Alte Post“ in Falkensee/
Finkenkrug teil. Jugendliche 
und Junggebliebene stell­
ten zahlreiche Fragen zur 
Bildungs- und Sozialpolitik, 
zur Umweltpolitik sowie zu 
anderen Themen. Bei spe­
zifisch havelländischen Fra­
gestellungen stand Harald 
Petzold dem Bundesvorsit­
zenden zur Seite und gab 
Auskunft. 

In Wustermark nahm 
Bernd Riexinger an einem 
Fest der havelländischen 
LINKEN teil. Eröffnet durch 
die Kreisvorsitzende Ka­
rin  Heckert gab es lockere 
Gesprächsrunden mit den 
Direktkandidaten zur Bun­
destagswahl, Diana Golze 
und Harald Petzold, und 
natürlich auch mit Riexin­
ger selbst. Das Fest wurde 
umrahmt durch eine BMX-
Vorführung, Geigenspiel 
von Harald Petzold und eine 
kleine Zaubershow. 

Th. Lück

Zwischen Klinik-Besuch und Talkrunde
LINKEN-Chef Bernd Riexinger im Havelland unterwegs

Parteivorsitzender Bernd Riexinger (3.v.r.) nahm bei seinem Havelland-Besuch auch am Fest der LINKEN in Wustermark teil.
Foto: Th. Lück

Welche Eindrücke von Ihrem 
Havelland-Besuch nehmen 
Sie mit?
Riexinger: Der Tag im Havel­
land war für mich ein sehr 
interessanter, insbesondere 
weil ich mit unterschiedlichs­
ten Menschen ins Gespräch 
gekommen bin. Bei meinem 
Besuch in Nauen habe ich im 
Gespräch mit dem Klinikper­
sonal erlebt, wie richtig es 
ist, dass wir eine bessere Be­
zahlung und weniger Stress 
für die Beschäftigten einfor­
dern müssen. Immer mehr 
Arbeit muss in immer kür­
zerer Zeit erledigt werden, 
den einzelnen Beschäftigten 
wird immer mehr aufgebür­
det – Patienten werden nicht 
immer gesund entlassen. 

Die Finanzausstattung kann 
aber nur dann besser wer­
den, wenn wir das derzeitige 

System überwinden und eine 
solidarische Gesundheits­
versorgung einführen. DIE 
LINKE will das und ich den­
ke, auch viele Menschen im 
Land. Schön war auch mein 

Gespräch mit Jugendlichen in 
Falkensee und die gemeinsa­
me Abendveranstaltung mit 
Diana Golze in Wustermark. 
Als Vorsitzender bin ich viel 
unterwegs. Sich die Sorgen 
und Nöte der Menschen vor 
Ort anzuhören, sie ernst zu 
nehmen, Anliegen aufzugrei­
fen, ist mir sehr wichtig.
DIE LINKE zieht mit einem 
achtköpfigen Spitzenteam in 
den Bundestagswahlkampf. 
Was spricht aus Ihrer Sicht 
für dieses Lösung?
Riexinger: Ich finde, das Spit­
zenteam hat sich bewährt. 
DIE LINKE ist eine plurale 
Partei, die ganz unterschied­
liche Traditionslinien abbil­
det. Es wäre doch etwas 
merkwürdig gewesen, wenn 

wir versucht hätten, alle un­
sere Mitglieder hinter einer 
Person zu versammeln. Jetzt 
haben wir erfahrene und jün­
gere Spitzenpolitiker unserer 
Partei – so wie Diana aus 
Brandenburg, die in der Frak­
tion schon seit vielen Jahren 
eine tolle Politik für Kinder 
und Jugendliche macht. Ich 
glaube, dieses Modell ist 
auch Ausdruck einer gewis­
sen Modernität – weg vom 
Personenkult, hin zu Inhalten 
und Anliegen. Da macht uns 
in diesem Wahlkampf keine 
Partei etwas vor.
Welches Zwischenfazit zie­
hen Sie für die Regierungs­
beteiligung der LINKEN in 
Brandenburg?
Riexinger: Ich habe relativ 

kurz nach meiner Wahl zum 
Parteivorsitzenden das Ge­
spräch mit den Genossinnen 
und Genossen in Branden­
burg gesucht und eine sehr 
engagierte Fraktion erlebt. 
In Brandenburg zeigt DIE 
LINKE, dass Regierungs­
beteiligungen zur Realität 
unserer Partei gehören. Ich 
lese und höre in den Medien 
häufig, DIE LINKE wäre eine 
reine Oppositionspartei, mit 
ihren Inhalten nicht regie­
rungsfähig. In Brandenburg 
zeigen wir, dass dieser Vor­
wurf absurd ist. Wir wissen, 
wie Regierung geht und ich 
wünsche mir natürlich, dass 
in Zukunft noch weitere hin­
zukommen.

Die Fragen stellte F. Hübner

„Die Sorgen und Nöte
der Menschen anhören“

Interview mit dem Bundesvorsitzenden der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger

Bernd Riexinger im Havelland
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„Wir wollen einen demokrati­
schen, freiheitlichen, ökologi­
schen, lustvollen Sozialismus 
gestalten. Auf dem Weg da­
hin gilt es, viele Schritte zu 
gehen. Sie beginnen bei den 
Nöten und Sorgen, Wünschen 
und Träumen der Menschen.“ 
Dieses Zitat stammt aus dem 
Entwurf des Bundestags­
wahlprogramms der LINKEN. 
Der Nauener Ortsverband 
der LINKEN diskutierte kürz­
lich den Programmentwurf 
mit Jan van Aken (MdB, Mit­
glied im Kompetenzteam für 
die Bundestagswahl, Direkt­
kandidat in Hamburg-Altona) 

und Harald Petzold (Vorsit­
zender der Kreistagsfraktion 
Havelland und Direktkandi­
dat im Wahlkreis 58).

Jan van Aken, der auch 
stellvertretender Bundes­
vorsitzender der LINKEN ist, 
berichtete zunächst über die 
Arbeit des Parteivorstandes 
seit dem Parteitag in Göt­
tingen im vorigen Jahr. „Die 
Sacharbeit dominiert wieder. 
Die erfolgreiche Arbeit der 
beiden Parteivorsitzenden 
und des Bundesgeschäfts­
führers spiegelt sich auch in 
den Meinungsumfragen wi­
der“, so Jan van Aken. Das 
Wahlprogramm der LINKEN 
umfasst knapp hundert Sei­
ten. Das sei eine ganze Men­
ge und die wenigsten würden 
es komplett lesen, aber der 
Anspruch der Linkspartei sei 
es, zu den wichtigen Fragen 
des gesellschaftlichen Le­
bens Position zu beziehen 
und Lösungsansätze aufzu­
zeigen. Van Aken wies auch 
auf die inhaltlichen Unter­

schiede zwischen dem Wahl- 
und dem Parteiprogramm 
der LINKEN hin. Beispiel 
Hartz IV: Während im Wahl­
programm die Erhöhung der 
Hartz-IV-Regelsätze auf 500 
Euro gefordert wird, steht im 
Partei-programm, dass DIE 
LINKE Hartz IV überwinden 
will. „Das Wahlprogramm 
nennt konkrete Ziele der 
nächsten Legislaturperiode“, 
so der Bundestagsabgeord­
nete. 

Natürlich äußerte er sich 
auch zu seinem Politikfeld 
Friedenspolitik. Langfristig 
fordert DIE LINKE das Verbot 

jeglicher Waffenexporte. Der 
Hamburger Parlamentarier 
möchte in den nächsten vier 
Jahren auch aus der Oppositi­
on heraus erreichen, dass zu­
nächst der Export von Klein­
waffen verboten wird. Das sei 
ein erster wichtiger Schritt, 
so van Aken.

Weitere Themen der gut 
zweistündigen Diskussion 
waren Mindestlohn, Lohn- 
und Rentenangleichung, das 
Ende von Kriegseinsätzen 
der Bundeswehr sowie die 
Entwicklung der Linkspartei 
in den kommenden Jahren.

Harald Petzold, der auch 
auf Platz 4 der märkischen 
Landesliste der LINKEN 
kandidiert, formulierte eine 
ehrgeizige Zielsetzung: „Die 
brandenburgische LINKE will 
an das Ergebnis der Bundes­
tagswahl 2009 anknüpfen 
und dafür Sorge tragen, dass 
DIE LINKE wieder mit einer 
starken Fraktion in den Bun­
destag einzieht.“

Th. Lück

Waffenexporte 
verbieten

Nauener Ortsverband diskutierte 
Bundestagswahlprogramm der LINKEN

Jan van Aken (l) und Harald Petzold diskutierten mit Mitgliedern des Nauener 
Ortsverbandes das Bundestagswahlprogramm der LINKEN.            Foto: Th. Lück

Auf der diesjährigen Versamm­
lung der Unternehmergemein­
schaft des Industrieparks 

Premnitz waren Brandenburgs 
Finanzminister Helmuth Mar­
kov und der Vorsitzende der 
Linksfraktion im Landtag Bran­
denburg, Christian Görke, zu 
Gast. Der Finanzminister lobte 
das Engagement der Premnit­
zer Unternehmer. „Ich habe 
Hochachtung vor Ihrer unter­
nehmerischen Tätigkeit“, so 
Markov, der in seiner Rede die 
finanzpolitischen Grundzüge 

der rot-roten Regierungskoali­
tion in Brandenburg erläuterte 
und Fragen aus der Unterneh­

merschaft beantwortete. 
Zuvor hatten die beiden Links­
politiker zwei Unternehmen 
im Industriepark besucht und 
sich über weitere Entwick­
lungspotentiale auf der Fläche 
der ehemaligen Viskose-Pro­
duktion informiert.

In der Märkischen Faser 
GmbH begrüßte Geschäfts­
führer Eberhard Brack die 
Gäste und sprach die Notwen­

digkeit der Verbesserung der 
Verkehrsanbindung des Wirt­
schaftsstandorts Premnitz an 
die Autobahn an. Die Märki­
sche Faser GmbH gehört seit 
elf Jahren zur Glaeser-Gruppe, 
deren unternehmerische Ge­
schicke seit 1951 die Familie 
Brack lenkt. Die Märkische Fa­
ser produziert jährlich ca. 55 
000 Tonnen Polyesterfasern 
und nimmt dabei einen Spit­
zenplatz in Europa ein.

In der Havelländischen 
Zink-Druckguss GmbH & 
Co. KG (HZD) erläuterte Fir­
menchef Michael Schönberg 
seinen Gästen die Unter­
nehmensphilosophie. Einen 
wichtigen Grund für die er­
folgreiche Entwicklung sieht 
Schönberg in der eigenen 
Technologie-Abteilung. Das 
Unternehmen versuche stets, 
gemeinsam mit Partnern und 
Kunden innovative Lösun­
gen zu finden. So brachte die 
HZD im Jahr 2008 den neuen 
Werkstoff ZINCOPOR auf den 
Markt. Aus diesem neuen 
Werkstoff produziert die HZD 
u.a. Schalthebel für Mercedes. 

F. Hübner

Industriepark auf gutem Weg
Markov und Görke zu Gast bei Premnitzer Unternehmern

Minister Markov (3.v.l.) und Fraktionschef Görke (2.v.l.) beim Firmenbesuch in der 
Havelländischen Zink-Druckguss GmbH im Premnitzer Industriepark

Foto: F. Hübner

Christian Görke soll Spitzen­
kandidat der brandenburgi­
schen LINKEN bei der Land­
tagswahl im kommenden Jahr 
werden. Der Landesvorstand 
der Brandenburger LINKEN 
hat sich jüngst darauf ver­
ständigt, den Vorsitzenden 
der Linksfraktion im Landtag 
und Rathenower Landtagsab­
geordneten  als Spitzenkan­
didat für die Landtagswahl 
2014 vorzuschlagen. An die­
ser Beratung nahmen auch 
Kreisvorsitzende und weitere 
Vertreter aus den Kreisver­
bänden teil. 

„Ich bin überzeugt davon, 
dass Christian Görke der 
Richtige ist. Das hat er mit 
seiner bisherigen Arbeit als 
Parlamentarischer Geschäfts­
führer und als Fraktionsvor­
sitzender bewiesen. Mit ihm 
als Spitzenkandidat zeigen 
wir als Team, dass DIE LIN­
KE Brandenburg gut regieren 

kann und überzeugende Vor­
schläge für die Zukunft des 
Landes hat“, erklärte der Lan­
desvorsitzende der LINKEN, 
Stefan Ludwig. 
Zum Votum des Landes­

vorstandes sagte Christian 
Görke: „Ich nehme die Her­
ausforderung gern an und 
möchte im Team für eine star­
ke LINKE werben.“

Die havelländische LINKE 
unterstütze den Vorschlag  

des Landesvorstandes  und 
freue sich, gemeinsam mit 
Christian Görke einen enga­
gierten Wahlkampf zu füh­
ren, so der Kreisvorsitzende 
Hendrik Öchsle. „Christian 
Görke zeichnet sich durch 
seinen couragierten und 
sachorientierten Politikstil 
aus. Mit ihm wollen wir für die 
Fortsetzung der Regierungs­
beteiligung der LINKEN wer­
ben, um das Land sozial und 
zukunftssicher mitgestalten 
zu können“, so Öchsle.

Am 26. Januar 2014 wird 
eine Wählervertreterver­
sammlung der Partei sowohl 
den Spitzenkandidaten of­
fiziell nominieren als auch 
über die weiteren Platzierun­
gen auf der Landesliste der 
Brandenburger LINKEN für 
die Landtagswahl im Herbst 
2014 entscheiden.

F. Hübner

Christian Görke soll  
Spitzenkandidat werden

Einhelliges Votum für den Chef der Landtagsfraktion
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Nauen ist bunt, Nauen bleibt 
bunt! Die Stadt hat dies am 
20. April 2013 eindrucksvoll 
bewiesen. Am Vormittag, bei 
der Eröffnung im Nauener 
Rathaus, kamen Vertreter von 

politischen Parteien zu Wort. 
(Wo waren eigentlich CDU 
und LWN?) Die Gruppe „Mani­
fest“, in der auch der Direkt­
kandidat der LINKEN für die 
Bundestagswahl im Wahlkreis 
58, Harald Petzold musiziert, 
begeisterte das Publikum mit 
jüdischer Musik. Auch Zeit­
zeugen waren zugegen; sie 
schilderten ihre Erlebnisse 
rund um den 20. April 1945, 
den Tag der Bombardierung 
des Nauener Bahnhofs, und 
berichteten von ihren Erfah­

rungen im Nationalsozialis­
mus. Die Geschichtswerk­
statt im Rathaus und im 
„Haus der Begegnung“ wid­
mete sich ebenfalls diesem 
Datum. Besonders nachdenk­

lich stimmte der Bericht einer 
alten Nauenerin, die während 
ihrer Lehrer-Ausbildung im 
polnischen Lodz mehrere Wo­
chen lang in einer verrammel­
ten Straßenbahn quer durch 
das jüdische Ghetto fuhr und 
nach dem Krieg schwieg, weil 
keiner davon wissen wollte.

Zeitgleich traf sich, wie 
seit vier Jahren, ein Häufchen 
Ewiggestriger – ca. 20 Neona­
zis – am „Gefallenendenkmal“ 
im Nauener Stadtpark. Durch 
das Toleranzfest zum wieder­

holten Mal an den Rand der 
Stadt gedrängt, bekamen 
sie die Aufmerksamkeit, die 
ihnen gebührt: keine. „Wir 
wollen keine Nazis in Nauen, 
weder alte noch neue. Und 
es bleibt zu hoffen, dass der 
braune Spuk nach den Kom­
munalwahlen aus Nauen und 
dem Havelland verschwin­
det“, so der Tenor vieler Be­
sucher.

Der Nachmittag gehör­
te dem bunten Familienfest 
auf dem Martin-Luther-Platz, 
in der Gartenstraße und vor 
dem „Haus der Begegnung“. 
Mehr als 40 Organisationen, 
Parteien und Bündnisse – wo 
waren auch hier CDU und 
LWN? – verteilten Material ge­
gen Rechts, kochten Suppe, 
verteilten Kaffee und Kuchen. 
Auf der Bühne gab es Unter­
haltung von Groß und Klein 
für Jung und Alt. Die Nauener 
strömten bei schönem Wet­
ter, wie im Vorjahr, zahlreich.

Auch die LINKE Nauen 
war mit einem Stand vertre­
ten. Unterstützt vom Kreis­
vorstand und Genossen aus 
anderen havelländischen 
Gemeinden zeigte die Partei, 
wofür sie steht: Für ein bun­
tes Deutschland, gegen den 
alltäglichen Rassismus und 
gegen Faschismus und Krieg!

Th. Lück 

Nauen bleibt bunt!
DIE LINKE beteiligte sich an Nauener Toleranzfest

Dialog über Recht 
und Gerechtigkeit
Justizminister Volkmar Schöneburg in Elstal

Zu einem interaktiven Diskus­
sionsforum kamen kürzlich 
Brandenburgs Justizminister 
Volkmar Schöneburg, der 
Vorsitzende der Kreistags­
fraktion DIE LINKE im Ha­
velland, Harald Petzold, und 
Mitglieder der Linksfraktion 
in der Gemeinde Wustermark 
in Elstal zusammen, um über 
Recht und Gerechtigkeit 20 

Jahre nach der Wiederver­
einigung, aber vor allem um 
über die unterschiedlichsten 
Probleme und Fragen der 
sehr interessierten Bürgerin­
nen und Bürger zu sprechen. 
An drei Tischen, unterteilt in 
Landes-, Kreis- und Gemein­
deebene, standen die Politi­
ker den Bürgerinnen und Bür­
gern Rede und Antwort; nach 
einer gewissen Zeit wurden 
die Beteiligten aufgefordert, 
den Tisch zu wechseln, so 
dass neue Gesprächsrunden 
entstanden. World-Café heißt 
diese Methode. Auch der Bür­
germeister von Wustermark, 
Holger Schreiber, stand für 
Fragen bereit und gab aus 
Sicht der Verwaltung einen 
Einblick in aktuelle Projekte. 

Die Fragen an die Linkspoliti­
ker reichten von kommunalen 
Themen, wie Straßenbau und 
Schwimmhalle, über Themen, 
die den Kreis betreffen, wie 
Tourismuskonzept oder Bus­
gesellschaft, bis zu Landes­
themen, wie Strafvollzug und 
Flughafen BER. Am Anfang 
hatte niemand so recht daran 
geglaubt, dass die Idee, mal 

eine andere Methode der Dis­
kussion und des Gedanken­
austauschs auszuprobieren, 
angenommen wurde, aber 
das face-to-face-Gespräch 
zwischen Bürgern und Politi­
kern traf den Nerv fast aller 
Anwesenden.

„Frontal-Veranstaltungen, 
in denen einer referiert und 
alle anderen zuhören, sind 
von gestern“, kommentierte 
ein Kommunalpolitiker, „aber 
die Leute zum Mitmachen zu 
bewegen ist schwieriger, als 
nur zum Zuhören zu bekom­
men.“ Doch das Konzept ging 
auf, denn viele Fragen konn­
ten geklärt, politische Stand­
punkte vermittelt und Gedan­
ken ausgetauscht werden.

T. Bank

Wustermark-World-Café                                                                        Foto: T. Bank

Mit einer neuen Veranstaltung 
ist die Nauener LINKE dieses 
Jahr in den Mai gestartet. „Talk 
in den Mai“ am Vorabend des 
1. Mai soll zum festen Pro­
grammpunkt des linken Poli­
tikkalenders in Nauen werden.

Zur Premiere war Bran­
denburgs Finanzminister Dr. 
Helmuth Markov zu Gast, 
bekanntlich der erste Fi­
nanzminister der LINKEN in 
Deutschland. Die Gesprächs­
runde fand in der historischen 
Altstadt Nauens auf dem Hof 
der Landesgeschäftsführerin 
Andrea Johlige statt, die auch 
die Moderation übernommen 
hatte. 

Während der spannenden 

und unterhaltsamen 90 Mi­
nuten beantwortete Helmuth 
Markov zahlreiche Fragen, wie 

z.B. nach seinem ersten Ar­
beitstag als Minister. Wenn er 

sich richtig erinnere, saß er zu­
nächst fast allein im Büro, weil 
sein Vorgänger Rainer Speer 
(SPD) seine direkten Mitar­
beiter ins Innenministerium 
mitgenommen hatte. Auf die 
Frage nach seinen Lieblings-
Fußballvereinen antwortete 
Helmuth Markov, dass er be­
reits seit vielen Jahren Fan von 
Hansa Rostock und Schalke 
04 ist, aber seine eigentliche 
Leidenschaft gilt dem Judo. 
Auskunft gab er auch zu den 
Kommunalfinanzen, den Aus­
gaben im Bildungsbereich und 
zum Steuerfall Hoeneß sowie 
zu den Ankäufen von CDs mit 
den Daten potentieller Steuer­
sünder und zum Steuerabkom­

Talk in den Mai mit 
 Minister Markov

Neue Veranstaltung im Politikkalender der Nauener LINKEN

Dr. Helmut Markov, Finanzminister im 
Land Brandenburg (DIE LINKE.)  
                                       Foto: W.Müller

men mit der Schweiz. 
Auch über Erfolge und 

Misserfolge der rot-roten 
Landesregierung sprach Hel­
muth Markov. Unter den Gäs­
ten waren neben den beiden 
Kreisvorsitzenden der LINKEN 
Havelland, Karin Heckert und 
Hendrik Oechsle, auch der 
Bürgermeister der Stadt Nau­
en, Detlef Fleischmann, und 
Harald Petzold, Direktkandidat 
der LINKEN im Bundestags­

wahlkreis 58, der mit seiner 
Geige für die musikalische 
Umrahmung der Gesprächs­
runde sorgte.

Als Gastgeschenk erhielt 
der gelernte Buchhändler Mar­
kov ein Miniaturbuch über die 
Nauener LINKE. Es war ein ge­
lungener Abend mit angereg­
ten Gesprächen, für die sich 
der Minister nach der Talkrun­
de noch viel Zeit nahm.

Th. Lück

Die Gruppe „Manifest“ mit Harald Petzold (l) spielte zum Toleranzfest in Nauen 
Klezmer Musik.                                                                                    Foto: Th. Lück
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Anlass meiner Zeilen ist die Be­
richterstattung der „Märkischen 
Allgemeinen“ am 10. Mai über 
den Tag der Befreiung vom Hit­
lerfaschismus, Überschrift: „Ge­
denken an den 8. Mai“. Inhalt: 
In Nauen gedachte man des 
68. Jahrestages der Kapitulation 
Deutschlands im Zweiten Welt­
krieg und in Dallgow des Kriegs­
endes 1945, wo Blumen auf dem 

Friedhof niedergelegt wurden. 
Die Blumen wurden nicht auf 
dem Friedhof, sondern am sow­
jetischen Ehrenmal niedergelegt, 
wo man der noch in den letzten 
Kriegstagen gefallenen jungen 
Rotarmisten gedachte, die ihr Le­
ben für unsere Freiheit und den 
zukünftigen Frieden hingaben. 
In der Adenauer- und der Kohl-
Ära, also in der Alt-BRD, wurden 
in der Presse Jahr für Jahr die 
Formulierungen „Jahrestag der 
Kapitulation“, „Ende des Zweiten 
Weltkrieges“ verwandt. „Tag der 
Befreiung“ war ein Fremdwort. 
Dabei ist dieser Tag so geschicht­
lich bedeutungsvoll. Teile der 
Menschheit in Europa, zahlreiche 
Völker wurden von der Barbarei 
des Hitlerfaschismus befreit. In 
Russland und Frankreich ist die­
ser Tag am 9. bzw. 8. Mai Staats­
feiertag, mit großen Sieges­
paraden in Moskau und Paris. 
Eigentlich müsste auch bei uns 
dieser Tag der wichtigste Staats­
feiertag im Jahr sein. Es gibt kei­
nen bedeutenderen Kalendertag!

Der vom Hitlerfaschismus 
ausgelöste Krieg forderte über 
50 Millionen Menschenleben, 
davon allein 27 Millionen un­
ter den Sowjetbürgern – davon 
wiederum ca. 9 Millionen Rotar­
misten – und ca. 6 Millionen fa­
brikmäßig ermordete Juden. Der 
Hitlerfaschismus war mit seiner 
grausamen Vernichtungspolitik 
das größte Verbrechen des 20. 
Jahrhunderts!

Als ich am 8. Mai 1945 als 
20-jähriger Jugendlicher und akti­
ver Kämpfer in der französischen 
Résistance in der Normandie auf 
dem Appell-Platz zur Verabschie­
dung stand, mit meiner Maschi­
nenpistole Siegersalut schoss, 
hatte ich Tränen in den Augen. 
Ich hatte große Kämpfe über­
standen, gegen SS und Gestapo 
in Frankreich, und war sehr stolz 
auf diesen Sieg.

Wenn mir einer damals, 
1945, gesagt hätte, wenn du mal 
alt bist (fast 90), im 21. Jahrhun­
dert, wirst du erleben, wie Neo-
Nazis in Marschkolonnen durch 
deutsche Städte marschieren, 
„Sieg heil!“ brüllen, die Kriegsver­
brecher Hitler und Hess verehren, 
sie als Vorbilder ansehen, und 
diese Aufmärsche von Gerichten 
genehmigt und von der Polizei 
mit Hundertschaften geschützt 
werden, wohingegen Antifaschis­
ten, die ihnen mit Blockaden ge­
genüber stehen, von derselben 
Polizei mit Wasserwerfern, Pfef­
ferspray und Gummiknüppeln 
bearbeitet werden, verhaftet und 
manche auch gerichtlich belangt 
– dann hätte ich gesagt: Wer das 
voraussagt, ist nicht ganz normal, 
ist ein Spinner.

Heute kämpfen wir für ein 
Verbot der NPD, der Neo-Nazi-
Partei, die für die Gesellschaft 
gefährlich wird. Dieses Verbot 
ist wichtig, ist als Verbots-Antrag 
sorgfältig inhaltlich vorzuberei­
ten. Wir können doch dieser 
Partei nicht ewig Millionen Euro 
aus der staatlichen Parteienfi­
nanzierung überweisen, damit 
sie damit Hetzmaterial herstellt 
und verteilt. Gleichzeitig muss 
man auch die illegalen Kampf­
verbände der radikalen Rechts-
Extremisten stärker polizeilich 
bekämpfen und verbieten und 
die Auseinandersetzung in aller 
Schärfe führen. Die 10 Morde 
des NSU zeigen die ganze Ge­
fährlichkeit des Neo-Faschismus 
in Deutschland. Dieser wird nicht 
nur zu einer Gefahr für die nor­
mal lebenden Bürger, er ist eine 
Schande für Deutschland! Er 
muss energisch bekämpft wer­
den! Das sind wir vor allem den 
Opfern des Faschismus schuldig. 
Ihr Tod darf nicht umsonst gewe­
sen sein.

Erhard Stenzel 
(88 Jahre alt, Falkensee, Kämpfer 
in der französischen Résistance)

Tag der Befreiung – 
Tag des Sieges

Gedanken eines Zeitzeugen zum 8. Mai

Die CDU-Landtagsfraktion tut 
sich mal wieder mit Veranstal­
tungen zum Thema „Kann sich 
der Bürger noch sicher füh­
len?“ gegen die Polizeireform 
im Land hervor. Dabei sollte 
sie sich an ihre eigene Nase 
fassen: Wenn es nach Jörg 
Schönbohm gegangen und die 
CDU weiter in der Regierung 
verblieben wäre, hätten wir be­
reits jetzt nur noch 8.000 Poli­
zeibedienstete, anstelle der 
vorhandenen 8.500 Beamten. 
Und auch in CDU-geführten 
Bundesländern stehen Polizei­
reformen vor der Tür, die mit 
teilweise viel gravierenderen 
Personalabbau-Zahlen verbun­
den sind.
Demgegenüber ist es dank der 
LINKEN mit Rot-Rot gelungen, 
Standort- und Personal-Abbau 
bei der Revierpolizei zu ver­
hindern sowie den Wach- und 
Wechseldienst im bisherigen 
Umfang aufrecht zu erhalten. 
Dass dies angesichts einer 
Zunahme von Straftaten, Ge­

walt, Einbrüchen etc. gegen­
wärtig nicht als ausreichend 
empfunden wird, kann ich 
verstehen. Trotzdem ist der 
von der CDU aus politischem 
Kalkül bewusst hergestellte 
Zusammenhang zwischen der 
Polizeireform und den gestie­
genen Kriminalitäts-Zahlen 
schlichtweg falsch. Es gibt im 
Moment noch gar keinen nen­
nenswerten Rückgang beim 
Polizeipersonal. Dieser wird 
nach den gegenwärtigen Pla­
nungen erst in den kommen­
den Jahren eintreten, wenn 
viele Polizistinnen und Poli­
zisten altersbedingt aus dem 
Dienst ausscheiden. Bis dahin 
gibt es aber auch keinen poli­
tischen Stillstand. Zumindest 
DIE LINKE wird die Entwicklun­
gen verantwortungsbewusst 
beobachten und Korrekturen, 
wenn notwendig, in die politi­
sche Auseinandersetzung ein­
bringen.

Im übrigen kann ich die 
CDU nur einladen, mit uns 

LINKEN gemeinsam für eine 
andere Steuer- und Einnahme­
politik zu kämpfen, die dazu 
führt, dass die Bundesländer 
genügend Finanzkraft bekom­
men, um mehr Polizei gegen 
anwachsende Kriminalität 
zum Einsatz bringen zu kön­
nen. Wer erst den Ländern die 
Kassen plündert, ist dann als 
Zeuge für eine notwendig bes­
sere Ausstattung des öffentli­
chen Dienstes der Länder ein­
fach nicht glaubwürdig. Das, 
was die CDU hier gegenwärtig 
betreibt, schürt Hysterie und 
führt lediglich dazu, dass Men­
schen sich ermutigt fühlen, 
mittels Selbstjustiz „die Din­
ge“ in die Hand zu nehmen, 
wie in Kremmen geschehen. 
Das ist Zündeln! Dieser Ver­
antwortung sollte sich die 
CDU bewusst sein.

Harald Petzold
Vorsitzender der 

 LINKEN-Fraktion  
im Kreistag Havelland

Wer Wind sät,  
wird Sturm ernten

Zur CDU-Kritik an der Polizeireform

Erhard Stenzel             Foto: A. Johlige

DIE LINKE Havelland gratuliert dem Rathenower Künstler Manfred Pechstein (l.)  recht herzlich zum 75. Geburtstag. Noch 
bis zum 23. Juni  ist im „Blauen Saal“ des Rathenower Kulturzentrums eine Ausstellung des Jubilars zu sehen. Sie trägt den 
Titel „Allegro“. Das Foto zeigt den Maler mit seiner Ehefrau Helga bei der Ausstellungseröffnung.                  Foto: F. Hübner

Stadt der Kinder
In diesem Sommer findet be­
reits zum dritten Mal die Fe­
rienaktion "Stadt der Kinder" 
statt. Wie Kinderstadt-Initiato­
rin Diana Golze informiert, fin­
det die Bauphase vom 1. bis 5. 

Juli im Optikpark statt. Danach 
zieht die "Stadt der Kinder" auf 
das Gelände am "Launepark" 
in der Puschkinstraße. Mitma­
chen können Kinder im Alter 
von sechs bis zwölf. Nähere 
Infos unter 0162/6216313.

Termine im Havelland: 

10. Juni 2013 19:00 - 21:00 Uhr
Fraktionssitzung zur GV am 11.Juni 
2013
15. Juni 2013 15:00 - 17:00 Uhr
Öffentliche Diskussion zu einem ak­
tuellen politischen Thema
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Vor wenigen Wochen kehr­
ten 250 Brandenburger 
Bundeswehrsoldaten aus 
Afghanistan zurück – wohl­
behalten, glücklicherweise. 
Zumindest die CDU hätte 
am liebsten sofort die Or­
dens-Stanze angeworfen, 
aber DIE LINKE blockierte 
das Vorhaben und meinte, 
ganz unmilitärisch: „A l l e   
Personen mit besonderen 
Verdiensten um das Ge­
meinwesen sollten geehrt 
werden können, Soldaten 
eingeschlossen.“

Das trieb den CDU-Frak­
tionschef im Landtag, Die­
ter Dombrowski, von seiner 
Palme direkt vor die Fern­
sehkameras und Mikrofone, 
in die hinein er dann mit 
Empörungs-Schaum vorm 
Mund röhrte, dass ihm „jeg­
liches Verständnis für die­
se an Peinlichkeit kaum zu 
überbietende Entscheidung 
der Regierungskoalition“ 
fehle. 

Nun, das wäre weder 
schlimm noch neu; diesem 
Zeitgenossen mangelt es 
an vielem. Da ist fehlendes 
Verständnis noch sein ge­
ringstes Manko. Immerhin, 
wir verstehen: So ein Orden 
á la „Eisernes Kreuz“ moti­
viert und schmückt unge­
mein – ok, postum natürlich 
etwas weniger.

Seit dem Struck-Spruch: 
„Unsere Sicherheit wird ... 
auch am Hindukusch ver­
teidigt“ ist der Ruf lauter 
geworden: „Germans to the 
Front!“

Mittlerweile patrouillie­
ren rund 6000 Männer und 
Frauen der Bundeswehr mit 
teurem Kriegsgerät in aller 
Welt, sei es im Kosovo, vor 
der Küste Libanons oder 
mit Raketen bewehrt an der 
türkischen Grenze zu Syri­
en.

Warum lehnt das einfa­
che Volk die Auslandsein­
sätze mehrheitlich immer 

noch ab? Befürchtet es 
etwa, dass es von dem blu­
tig erkauften Gewinn sowie­
so nichts hat? Ist es noch 
zu ungeübt im Umgang mit 
dem Heldentod? Da sind die 
US-Bürger doch um einiges 
weiter! Oder haben sich 
leichter manipulieren las­
sen. Die USA haben es ge­
schafft, jede Kritik an den 
„Boys im Felde“ als unpatri­
otisch zu stigmatisieren und 
rühmen mit hunderten von 
US-Memorials den weltweit 
„guten Job“ ihrer Jungs, im 
Namen der Freiheit natür­
lich und trotz Vietnam, Irak 
und Afghanistan...

Preisfrage: Für welchen 
Verteidigungsauftrag der 
Bundeswehr halten unse­
re Soldaten „da draußen“ 
nun wirklich ihren Ar... 
hin?  Höre ich da etwa die 
„ Mütter und Väter unseres 
Grundgesetzes“ in ihren 
Gräbern rotieren? 

Ha.-Jo. Lass

Als damals Zehnjähriger hatte 
ich am 17. Juni 1953 einiges 
von den Aktionen in Branden­
burg an der Havel mitbekom­
men, aber kaum verstanden, 
was eigentlich passiert war, 
und schon gar nicht warum.

In unserer Stadt wird die 
zentrale Gedenkveranstaltung 
des Landes Brandenburg an­
lässlich des 60. Jahrestages 
dieses historischen Ereignisses 
stattfinden. Bereits im Vorfeld 
gab es in der SVV umfangrei­
che Diskussionen über mög­
liche Gedenkorte für die Wür­
digung der Aktionen und der 
Opfer des 17. Juni 1953. Dabei 
ging es zeitweilig nicht gerade 
zielführend und produktiv zu. 
Desto erfreulicher, dass ein 
fraktionsübergreifender Kom­
promiss erzielt werden konnte. 
Der beinhaltet, dass die öffent­
lich zugänglichen Gedenkste­
len vor der Generalstaatsan­
waltschaft in der Steinstraße 
so umstrukturiert werden, dass 
der 17. Juni 1953 auf einer ei­
genen Stele präsentiert wird. 

Aus meiner Sicht ist es 
erforderlich, sich inhaltlich 

tiefgründiger und differenzier­
ter als oftmals geschehen mit 
diesem historischen Ereignis 
zu befassen. Die pauschale Be­
wertung des 17. Juni 1953 als 
„Arbeiteraufstand“ und „Volks­
aufstand gegen das SED-Re­
gime“ reicht nicht aus. Unbe­
dingt notwendig ist eine genaue 

Betrachtung der Vor- sowie der 
nachfolgenden Geschichte. Un­
ter linken Historikern wird die 
Auffassung vertreten, dass die 
Streiks und Demonstrationen 
eher als „Arbeiterrebellion“, als 

eine Art Denkzettel an die SED 
und die Regierung, vor allem 
gegen die Normerhöhungen 
und die sich verschlechternde 
soziale und wirtschaftliche Si­
tuation, zu betrachten sind. Die 
weitergehenden politischen 
Forderungen waren sehr diffe­
renziert. Bei ihrer Verbreitung 

spielte die westliche Seite, 
nicht zuletzt der Radiosender 
RIAS, eine bedeutende Rolle. 
Zur Vorgeschichte gehören 
insbesondere die Folgen der 
überstürzten Orientierung auf 

den „Aufbau der Grundlagen 
des Sozialismus“, die sich u.a. 
in Stagnationserscheinungen 
in der Wirtschaft und einem 
deutlichen Rückgang des Ver­
sorgungsniveaus äußerten. 
Besonders negativ wirkten sich 
repressive Maßnahmen der Re­
gierung gegenüber Teilen der 
Bauernschaft, der Handwerker 
und Gewerbetreibenden sowie 
der Intelligenz und der Kirchen 
aus. Der letztliche Auslöser für 
die breite Protestbewegung 
war dann die verfügte Erhö­
hung der Arbeitsnormen. In 
diesem Zusammenhang soll­
te aber auch nicht vergessen 
werden, dass der Kurs der BRD 
von Anfang an darauf ausge­
richtet war, das politische Sys­
tem der DDR zu destabilisieren 
und eine Wiedervereinigung 
Deutschlands auf kapitalisti­
scher Grundlage zu erreichen.

Einzuschätzen sind auch 
die Maßnahmen der DDR-
Regierung nach dem 17. Juni 
1953, die darauf abzielten, die 
DDR als Staat und Gesellschaft 
zu stabilisieren. In der Diskus­
sion wird oftmals übersehen, 

dass die umstrittenen Norm­
erhöhungen unter dem wach­
senden Druck großer Teile der 
Bevölkerung bereits vor dem 
17. Juni wieder zurückgenom­
men wurden. Zur historischen 
Wahrheit gehört auch, dass es 
im Zuge der Ereignisse dieses 
Monats zu sinnlosen Zerstö­
rungen durch einen aufgeheiz­
ten Mob sowie zu zahlreichen 
Versuchen einer Lynchjustiz 
gegenüber Staats- und Partei­
funktionären kam. Auch in un­
serer Stadt. 

Sehr betroffen macht mich 
allerdings auch die Tatsache, 
in welchem Ausmaß von der 
Staatsmacht nach dem 17. Juni 
gegen offensichtliche oder ver­
meintliche Anführer mit bruta­
ler Gewalt vorgegangen wurde. 
So wusste ich bis vor kurzem 
nichts von den zahlreichen To­
desurteilen und vollstreckten 
Hinrichtungen. Der 60. Jahres­
tag des 17. Juni 1953 gibt uns 
die Chance, in einem offenen 
und fairen Diskurs ein wichti­
ges Kapitel deutscher Zeitge­
schichte aufzuarbeiten.

Dr. H. Maiwald

Volksaufstand oder aufgeheizter Mob?
Gedanken zum 17. Juni 1953

Guter ÖPNV für 
Brandenburg

Argumente aus der Sicht von [‘solid]

Glosse
Sterben muss sich 

wieder lohnen
Kriegshandwerk hat goldenen Boden

Dr. Horst Maiwald, stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher von Brandenburg 
an der Havel (DIE LINKE.)                                                                    Foto: W. Müller

Wer in den ländlichen Regio­
nen Brandenburgs lebt, hat das 
ständige Problem mit der An­

bindung. Besonders betroffen 
sind davon junge Menschen, 
da sie meist noch nicht über ei­
nen Führerschein und/oder ein 
Auto verfügen. Betroffen sind 
aber auch Behinderte und Alte, 
die nicht oder nicht mehr Auto 
fahren können. Die Nutzung öf­
fentlicher Verkehrsmittel ist für 
sie eine Frage der Unabhängig­
keit. Fehlende Anbindung be­
deutet oft, dass die Möglichkei­
ten, am gesellschaftlichen wie 
kulturellen Leben teilzuhaben, 
begrenzt sind.

Momentan fahren oftmals 

nur stündlich Busse und noch 
weniger Züge zwischen den 
größeren Städten der Regionen. 
Wenn eine Kleinstadt oder ein 
Dorf nicht auf einer solchen Li­
nie liegt, ist es zu bestimmten 
Zeiten mit dem ÖPNV nicht zu 
erreichen.

Darum muss der öffent­
liche Nahverkehr ausgebaut 
werden. Dazu gehört, dass 
Busse auch nachts fahren, um 
so einen sicheren Heimweg zu 
garantieren. Menschen mit kör­
perlichen Beeinträchtigungen 
sollten keine Probleme bei der 
Nutzung solcher Verkehrsmit­
tel haben, aber es sollten auch 
keine sozialen Barrieren durch 
zu hohe Fahrpreise errichtet 
werden. Wenn wiederum mehr 
Menschen Bus und Bahn fah­
ren würden, würde der Ausbau 
der Angebote auch finanzierbar 
sein und somit gerechtfertigt. 
Als positiver Aspekt kommt die 
geringere Belastung der Umwelt 
hinzu.

Claudia Sprengel [‘solid]

Manche Triebwagen des Vbbr halten 
wirklich lange durch - bleibt das so?

Foto: W. Müller
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Ein bisschen Extra-Senf...

wenn mein Freund Heiko Boll­
mann, genannt Fritze, mal 
gepflegt Fußball gucken will, 
geht er am liebsten in den 
Altstadt Pub. Und ick soll 
ihn natürlich begleiten – wat 
ick auch von Zeit zu Zeit janz 
jerne tue. Schon wegen der 
juten Stimmung dort. Außer­
dem kann ick dabei ja ganz 
unauffällig dienstlich werden: 
Haarschnitte studieren. Mal 
sehn, wat meine Kolleginnen 
so alles kreiert haben. Frisu­
ren sagen oft mehr als tau­
send Worte. Unfrisuren auch. 

Aber neulich habe ick es 
mir mit Fritzens Kumpels fast 
verdorben. Nee, nicht weil ick 
über deren Haare abjelästert 
habe, sondern weil ick mir 
ein paar Bemerkungen über 
den Kader unserer Spitzen­
clubs nicht verkneifen konn­
te. Dabei hab ick nicht mal 
Borussia Dortmund madig 
gemacht – jeder weiß schließ­
lich, dass die Brandenburger 
auf Dortmund stehn –, son­
dern Bayern München. Aber 
dit wollten die Kumpels auch 
nicht hören. Wat ick jesagt 
habe? Dass es ja keine Kunst 
ist zu siegen, wenn man sich 

seine Spieler in der janzen 
Welt zusammenkaufen kann. 
Wer von denen stammt denn 
noch aus Deutschland, je­
schweige denn aus Bayern? 
Über Ausländer hör ick die 

Kumpels sonst nicht mit so 
viel Bewunderung reden, 
aber Klasse-Fußballer sind 
eben Edel-Ausländer, quasi 
Lebensabschnitts-Deutsche, 
egal, woher se kommen. Und 
ein Meistermacher wie der 
Uli Hoeneß ist eben ein Edel-
Strolch. Millionen-Zockerei­
en? Hat er doch geschickt ge­
macht! Steuerhinterziehung? 
Bei Helden wie ihm ein Ka­
valiersdelikt! Und seine Frau 

Susi hält natürlich zu ihm; da 
kann er ja kein so schlechter 
Kerl sein. Niemand redet dar­
über, wat die Frau zu verlieren 
hätte, wenn se sich jetzt von 
ihm abwenden würde. Wo­
möglich müsste sie noch mal 
richtig arbeiten, eine Heldin 
des Alltags wie ick? Nee, da 
bleibt se lieber bei dem millio­
nenschweren Ganoven...

Im Gegensatz zu der Ex 
von Bundespräsident Wulff a. 
D. Na jut, der war ooch nicht 
millionenschwer und Bettin­
chen ist in einem knackigen 
Alter. Die hat den Langweiler 
knallhart verlassen, als mit 
ihm kein Staat mehr zu ma­
chen war. Dass dit Fritzens 
Kumpels undankbar nennen, 
kann ick ja irgendwie noch 
verstehen, aber dass jetzt vor 
allem Frauen, jedenfalls viele 
meiner Kundinnen, auf diese 
Frau schimpfen, bringt mich 
denn doch ins Grübeln. Wo 
bleibt denn eure weibliche 
Solidarität, Mädels? Dit fragt 
ziemlich irritiert

Eure Bella Branne

Hallo Leute,

Es klingt einschüchternd: 
Ende Mai 2013 werden die 
Schulden der Stadt fast 150 
Millionen Euro in Kassenkre­
diten und weiteren fast 44 
Millionen aus anderen Ver­
pflichtungen betragen. Nicht 
eingerechnet die mehr als 
100 Millionen Euro Schul­
den der verschiedenen städ­
tischen Unternehmen. Wir 
reden also von zusammen 
200 Millionen Euro direkten 
Schulden, die 2013 mit Zins 
und Tilgung aus dem Stadt­
haushalt zu finanzieren sind. 
Und der Kämmerer plant für 
das laufende Haushaltsjahr 
ein Defizit von weiteren 9 Mil­
lionen Euro, die aller Voraus­
sicht nach die Kassenkredite 
auf fast 160 Millionen anstei­
gen lassen werden. Zur Erläu­
terung: Kassenkredite sind 
vergleichbar dem Dispokredit 
für normale Bankkunden. Das 
Ausmaß des Problems wird 

dann deutlich, wenn man dies 
den Gesamteinnahmen des 
Jahres 2013 von voraussicht­
lich ca. 230 Millionen Euro 
gegenüber stellt. Und noch 
sind die Zinsen so niedrig wie 
zu keiner Zeit vorher…

Wo bleibt da die Maxime 
von der schwäbischen Haus­
frau, die uns die märkische 
Pfarrerstochter verkündet? 
Keine neuen Schulden. Der 
Kämmerer muss mit dem ak­
tuellen Haushalt auch eine 
sogenannte mittelfristige Fi­
nanzplanung vorlegen und die 
weist nach weiteren Defiziten 
erstmals für das Jahr 2016 
einen Haushalt ohne weite­
re Verschuldung aus. Schon 
jetzt wachsen die Schulden 
langsamer an. Schließlich 
wurde noch 2009 mit einem 
Schuldenstand von etwa 240 
Millionen Euro für 2012 ge­
rechnet. Was also hat sich 
getan?

In den letzten Jahren ist 
eine Reihe von Maßnahmen 
umgesetzt worden, die den 
Anstieg der Ausgaben be­
grenzen sollten. Vor allen 
Dingen aber haben die LIN­
KEN mit ihrem Eintreten in 
die Landesregierung eines 
ihrer Wahlversprechen ein­
gelöst: Die Zuweisungen aus 
dem kommunalen Finanzaus­
gleich für die Brandenburger 
Stadtkasse sind seit 2010 um 
mehr als 15 Millionen Euro 
pro Jahr angestiegen und die­
ses Niveau ist die Grundlage 
für die Planung bis zum Jahr 
2016.

Kann also die Stadt mit ih­
ren Schulden leben? Ja, denn 
ihr bleibt nichts anderes üb­
rig. Der sprichwörtliche Ver­
kauf des „Tafelsilbers“ – etwa 
des öffentlichen Besitzes an 
Wohnungen und den Anteilen 
der Stadtwerke – wäre viel­
leicht ein kurzfristiger Befrei­

ungsschlag, kommt aber po­
litisch mit der LINKEN nicht 
in Frage. Privatisierte Unter­
nehmen wollen Profite erwirt­
schaften und die sind nur zu 
erreichen, wenn die Preise für 
Wasser, Energie und die Mie­
ten steigen. Letztlich laufen 
Privatisierungen immer auf 
eine höhere Besteuerung der 
Bürgerschaft hinaus. Und was 
der städtische Besitz heute 
Wert ist, kann ohne die längst 
überfällige Eröffnungsbilanz 
auch nicht gesagt werden.

Aber gleichgültig sollte den 
Bürgerinnen und Bürgern die 
Verschuldung der Stadt nicht 
sein. Denn die Zinsen bleiben 
nicht so niedrig und es ist ab­
zusehen, dass die derzeitige 
Bundesregierung eine euro­
päische Wirtschaftskrise her­
aufbeschwört, die zu einem 
Einbruch der öffentlichen 
Einnahmen führen wird. Und 
obwohl nur jeder fünfte EURO 

der Einnahmen aus den loka­
len Steuern stammt, werden 
die Auswirkungen eines Wirt­
schaftseinbruchs verheerend 
sein. Denn auch die rot-rote 
Landesregierung hat die voll­
kommen unsinnige „Schul­
denbremse“ zu beachten.

Was Brandenburg zuvör­
derst braucht, ist eine größe­
re eigene Steuerkraft. Mehr 
Betriebe anzusiedeln und an­
sässige zu halten und damit 
die Lage des lokalen Arbeits­
marktes weiter zu verbes­
sern, bleibt Daueraufgabe. 
Und vor allen Dingen darf die 
Bevölkerung der Stadt nicht 
weiter schrumpfen. Branden­
burg sollte neben allem ande­
ren eine Stadt der Integration 
werden, in der Zuwanderer 
willkommen sind. Denn die 
Last der Schulden ist leichter, 
je mehr Schultern sie tragen.

R. Scholz

Kann die Stadt Brandenburg mit ihren 
 Schulden leben?

Der Beschluss zum Haushaltsplan für 2013 steht an.

Ungefähr in 10 Jahren sollen 
die letzten deutschen Atom­
kraftwerke abgeschaltet wer­
den. Unabhängig davon, dass 
dies kein wirklicher Ausstieg ist 
– Deutschland produziert ato­
maren Brennstoff für alle Welt 
und milliardenschwere Staats­
bürgschaften ermöglichen den 
Bau von Schrottmeilern in der 
Dritten Welt –, bleibt die Frage 
nach dem Verbleib des radioak­
tiven Abfalls.

Das geplante Endlager, der 
Salzstock Gorleben, ist aus 
geologischer Sicht zu unsicher 
für hochradioaktives Material. 
Nach jahrzehntelangen Protes­
ten und Baukosten in Milliarden­
höhe wird dies anerkannt und 
bundesweit nach Alternativen 
gesucht. DIE LINKE kämpft da­
für, dass es dabei kein Einkni­
cken vor den Atomenergiefir­
men gibt. Deutscher Müll darf 
nicht in unsicheren Lagern ver­
scharrt oder in die Dritte Welt 
exportiert werden, wo Sicher­
heit aus Kostengründen auf der 
Strecke bleibt.

Nun wurde auch der Fläming 
als Atommüllendlager ins Ge­

spräch gebracht. DIE LINKE und 
unsere Umweltministerin Anita 
Tack schätzen aber die Eignung 
dieser Region als sehr gering 
ein: Erste Untersuchungen des 
Bergamtes dürften zeigen, dass 
die Tonformationen nicht geeig­
net sind und Brandenburg nicht 
in die engere Wahl als Endlager­
standort kommt.

Wichtiger als die Debatte 
über ein Endlager, also das Ver­
graben des Mülls für alle Zeiten, 
wäre die Alternatividee: gut ge­
sicherte, unterirdische Lager zu 
errichten, die aber zugänglich 
bleiben, um auf neue geologi­
sche Zustände einfach reagie­
ren zu können. Das alptraum­
hafte Gegenbeispiel ist die Asse 
2 in Niedersachsen. Dieses 
Endlager, ein Salzstock, wurde 
marode und der Atommüll wird, 
wenn überhaupt, nur mit ex­
tremen Mühen zu bergen sein 
und bedroht die Gesundheit von 
Millionen Menschen. Egal was 
passiert: Wir LINKEN kämpfen 
für eine sofortige, weltweite Ab­
schaltung aller Atomanlagen!

Ch. Kühnl

Wohin mit dem 
atomaren Abfall?
Atommüll jetzt auch unter dem Fläming?
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Reichtum ist in Deutschland 
extrem ungerecht verteilt. 
Weniger als zehn Prozent der 
Bürger verfügen über mehr 
als die Hälfte des Reichtums 
dieses Landes. Damit er ih­
nen nicht nur erhalten bleibt, 
sondern sich klammheimlich 
vermehrt, werden Teile dieses 
zumeist gigantischen Vermö­
gens in sogenannte Steueroa­
sen transferiert. 

Wer sich für Politik interes­
siert, wird mitbekommen ha­
ben, dass es eine internatio­
nal organisierte Schattenwelt 
gibt, eine Welt der Geldflucht 
und des kommerziellen Steu­
erbetrugs. Und Deutschland 
als hochaktiver Wirtschafts­
standort ist – entgegen an­
derslautenden Beteuerungen 
– am Funktionieren dieser 
Schattenwelt maßgeblich 

beteiligt. Wenn der Staat 
wirklich wollte, könnte er die 
Steuerflucht durchaus wirk­
sam unterbinden, nicht nur 
im Interesse der ehrlichen 
Steuerzahler, die Jahr für 
Jahr pflichtgemäß ihren Obo­
lus entrichten, sondern auch 
im eigenen Interesse. Aber 
handzahme Verfolgungsmaß­
nahmen und ein hochumstrit­
tenes Steuerabkommen mit 
der Schweiz sind nicht dazu 
angetan, die Steuerschlupf­
löcher effizient zu schließen. 
Uli Hoeneß warnte vor eini­
ger Zeit; die von den Linken 
geforderte Reichensteuer 
würde Superreiche veranlas­
sen, ihr Geld in die Schweiz 
zu bringen. Mittlerweile steht 
fest: Das tun sie auch ohne 
Reichensteuer. Also wächst 
trotz weltweiter Finanzkrise 

der ungeheure Reichtum der 
Superreichen kontinuierlich...
Neben einem konsequen­
ten Vorgehen gegen Steuer­
flüchtlinge könnte man zum 
Beispiel die vor Jahren ge­
senkte Vermögenssteuer wie­
der erhöhen oder auch eine 
einmalige Vermögensabgabe 
einfordern. Der Staat mit sei­
ner hohen Schuldenlast von 
etwa zwei Billionen Euro hätte 
es bitter nötig! Unbestätigten 
Meldungen zufolge soll es in 
Deutschland immerhin fast 
eine Million Millionäre und ca. 
50 Milliardäre geben, die we­
sentlich mitbestimmen, wel­
che Entscheidungen jede pro 
forma vom Volk gewählte Re­
gierung zu treffen hat. Näm­
lich solche zu Gunsten der 
Reichen und Superreichen.

W. Weise

Kein Kavaliersdelikt...
...oder doch? Warum der Staat nicht konsequent durchgreift

„Christus“ ist der Beiname 
des Religionsgründers Je­
sus von Nazareth, der Got­
tes Sohn gewesen sein soll. 
„Christlich“ verweist somit 
auf eine von den Lehren des 
Christus geprägte Lebens­
führung. Zwar gehört dieser 
Jesus ins Reich der Legende 
– wie Robin Hood oder Klaus 
Störtebecker –, aber an jeder 

Legende ist ja was Wahres; 
sie entsteht aus dem tiefen 
Bedürfnis der Menschen, 
sich Helden zu schaffen. Und 
wer eignete sich besser zum 
Helden, als der Sohn Gottes 
persönlich?

Wenn man von einem 
„Wert“ spricht, kann man 
entweder das – meist in Geld 
ausgedrückte – Äquivalent 
eines Gegenstandes meinen, 
oder aber die Gesamtheit 
der positiven Eigenschaften 
einer Sache oder Person. 
„Christliche Werte“ sind 
also die mit der christlichen 
Religion verbreiteten Wert­
vorstellungen, nach denen 
sich die Menschen richten 
sollen – und da wird es pro­
blematisch. Moses, laut Bi­
bel ein Vorfahre des Jesus, 
soll ja auf dem Berge Sinai 
die Zehn Gebote von Gott 
empfangen haben, Grundre­
geln der Lebensführung der 
Gläubigen: Zum Beispiel soll 
man nicht töten, aber darf 
doch „Auge um Auge, Zahn 
um Zahn“ Vergeltung üben. 
Zum Beispiel soll man nicht 
lügen, stehlen oder ehebre­
chen und keinen „Tanz um 
das goldene Kalb“ vollführen, 
also der Besitzgier verfallen. 
Genau genommen können 

diese Regeln nicht für sich 
in Anspruch nehmen, origi­
när christlich zu sein; zumal 
die meisten viel älter sind. 
Übrigens werden dem Jesus 
Christus denn auch viele Er­
gänzungen und Korrekturen 
zugeschrieben: Liebet eure 
Feinde; eher passt ein Kamel 
durchs Nadelöhr als ein Rei­
cher in den Himmel; lasset 

die Kindlein zu mir kommen; 
wer ohne Schuld ist, werfe 
den ersten Stein! 

Man mag kaum glau­
ben, dass der Menschheit 
im Namen so gut gemeinter 
Regeln unendliches Leid zu­
gefügt werden konnte – aber 
da ging es der christlichen 
Religion wie jeder anderen 
Welt-Anschauung: Einmal 
zur Macht gekommen, wur­
de sie von cleveren Machern 
missbraucht. Bis heute, denn 
zwei Fragen tun sich auf: 
Muss man Christ sein, um 
nach den genannten Werten 
in ihrer ursprünglichen Inten­
sion zu leben? Und: Leben 
Christen, speziell auch sol­
che, die in einer sich „christ­
lich“ nennenden Partei 
sind, christlicher als andere 
Menschen? Haben sie nicht 
eher ein beachtliches Talent 
entwickelt, im alltäglichen 
Leben die materiellen Werte 
anzubeten und dies mit dem 
Besitz besonders edler ideel­
ler Werte zu entschuldigen, 
deren Existenz allerdings auf 
Sonntagsreden beschränkt 
ist? Man mag diese Schizo­
phrenie typisch menschlich 
nennen; ich nenne sie gott­
los.

Dr. U. Sändig

Wie christlich sind 
die christlichen  

Werte?
Aus unserer Rubrik: Im Lexikon geblättert

Heute besuche ich die 45-jäh­
rige Lehrerin Birgit Patz. Sie 
arbeitet schon die zweite Le­
gislaturperiode für die Frak­
tion DIE LINKE. im Branden­
burger Stadtparlament und 
ist Vorsitzende des Jugend­
hilfeausschusses, Mitglied 
des Stadtentwicklungsaus­
schusses und Aufsichtsrätin 
des Brandenburger Theaters. 
Die vielbeschäftigte Mutter 
von vier Kindern meint zu mir: 
„Komm in vier Wochen wieder, 
dann habe ich Zeit für dich.“ 
Aber ich bleibe hartnäckig.
HB: Welche aktuellen Ziele 
verfolgst du im Jugendhilfe­
ausschuss?
B. Patz: Wir haben gerade 
den Jugendförderplan (JFP) 
beschlossen. Eine Besonder­
heit war, dass diese Version 
eine sehr ausführliche JFP-Va­
riante ist, die nur einmal in der 
Mitte der Legislatur entworfen 
und abgestimmt wird. Hier fin­
den sich die Leitgedanken für 
die Jugendarbeit in unserer 
Stadt für die nächsten Jahre. 
Grundtenor ist ein Erhalt der 
Angebote, wobei durchaus 
Korrekturen entsprechend 
veränderter Bedarfe Beach­
tung finden sollten. Beispiels­
weise wurde das Prinzip, in 
jedem Stadtteil mindestens 
ein Angebot vorzuhalten, un­
terstrichen. Hier folgte die 
SVV dem JFP nicht, da z. B. 
der Görden noch kein Ange­

bot hat. Streichungen finden 
aufgrund des Haushaltssiche­
rungskonzeptes statt, da viele 
Leistungen gerade in unserem 

Bereich als freiwillig definiert 
werden. Dabei wird die nach­
haltige Wirkung fundierter 
und engagierter Jugendarbeit 
sowie der pflichtige Charak­
ter der Finanzierung (nur die 
Höhe legt die SVV fest) ausge­
blendet.
HB: Was möchtest du im Aus­
schuss für Stadtentwicklung 
derzeit durchsetzen?
B. Patz: Hauptthemen sind 
z. Z. die Straßenbaumaßnah­
men sowie die Beteiligung der 
Anwohner nicht nur an deren 
Kosten; die Begleitung des 
BUGA-Projektes, Parkplätze 
in der Altstadt versus Sanie­
rung altstädtischer Bausub­
stanz; Umgestaltung des ge­
samten Bahnhofskomplexes; 
Barrierefreiheit u. a. Mein Au­
genmerk liegt auf einer nach­
haltigen Stadtentwicklung 

und einer starken Bürgerbe­
teiligung. Diese darf nicht erst 
zu einem Zeitpunkt beginnen, 
wo nur noch Kleinigkeiten 
entschieden werden können. 
Stichwort Nachhaltigkeit: Ich 
hätte den Blick auf das Pack­
hofgelände nicht durch einen 
Büro- und Verwaltungskom­
plex zubauen lassen. Diese 
Fehlentscheidung ist auf lan­
ge Sicht nur schwer zu korri­
gieren. Stichwort Bürgerbe­
teiligung: Der Gedanke einer 
Mitmach-BUGA ist viel zu 
spät aufgekommen; das jetzt 
angelaufene Projekt ist Au­
genauswischerei. Nebenbei, 
ein BUGA-Werbecontainer, in 
dem nicht einmal auf Englisch 
als zweiter Sprache geworben 
wird, ist provinziell.
HB: Hast du bei all deinen 
Verpflichtungen noch Zeit für 
Hobbys? 
B. Patz: Ich pflege Freund­
schaften, wobei die ältesten 
noch aus meiner Kindheit 
stammen. Ich nehme mir Zeit 
zum Genießen, gehe gern tan­
zen, treibe Sport, liebe Pflan­
zen... Leider fristet ein weite­
res Hobby z. Z. ein eher tristes 
Dasein in unseren Kellerräu­
men. Ich arbeite gern in Holz 
oder Stein und wenn sehr viel 
Zeit ist, auch in Bronze. Wenn 
ich so nachdenke, wird es mal 
wieder Zeit...

Das Gespräch führte 
Werner Müller

Porträt – Birgit Patz
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Heute stellen wir in unserem Preisrätsel Fragen um das Slawendorf unserer Heimatstadt. An Be­
sucherzahlen gemessen war diese Einrichtung 2012 der zweitgrößte Magnet für die Havelstädter 
und ihre Gäste. Während viele Brandenburger in den letzten Jahren diese museale Stätte gefun­
den haben, irren täglich Touristen umher, um das Gelände zwischen Salzhofufer und Nicolaiplatz 
zu finden. Daraus resultiert unsere erste Frage.

Senden Sie Ihre Antworten bis zum Einsendeschluss am 15. Juli 2013 an die Redaktion „Ha­
velbrandung“, c/o DIE LINKE., Altstädtischer Markt 2, 14770 Brandenburg an der Havel. Auch 
dieses Mal können sich drei Ratefüchse über einen Büchergutschein freuen.

Mit dieser Ausgabe wird das Bilderrätsel wieder auf unsere Website gestellt. Nach Einsen­
deschluss können Sie die Auflösung auch auf der Webseite www.dielinke-stadt-brb.de/politik/
havelbrandung/2013 finden.

Im letzten Bilderrätsel suchten wird Brückenbauwerke in Brandenburg an der Havel. Auf der 
ersten Abbildung war die Eisenbahnbrücke über den Silokanal nahe der Spittastraße zu sehen. 
Dazu gehörte der Buchstabe b. Dass zur Abbildung 2 die Bauchschmerzenbrücke (c) gehört, 
haben die meisten Rätselfans gewusst. Schwerer war es dann schon mit der Abbildung 3. Sie 
zeigt die Fußgängerbrücke über den Jacobsgraben zwischen Hausmannstraße und Zentrumsring 
– Buchstabe f. Die Abbildung 4 war aus einer recht ungewöhnlichen Perspektive aufgenommen 
und zeigt die Brücke an der Vorstadtschleuse. Die Rätselfüchse wussten, dass dazu der Buchsta­
be g passt.

21 Rätselfans lagen komplett richtig, während die anderen mindestens einen Fehler hatten. 
Auf einen Büchergutschein können sich freuen: Cornelia Görsch, Ruth Behle und M. Kühne, alle 
aus Brandenburg an der Havel.                                                                                  Werner Müller

Preisrätsel

1) Wo befindet sich der Haupteingang des Slawendorfes der Stadt Brandenburg?
a) Neuendorfer Straße hinter dem Gebäude der BAS,
b) Salzhofufer am Steg der Slawenschiffe,
c) Nicolaiplatz hinter der Euthanasiegedenkstätte?

2) Wie nennt sich das jährliche Fest der Altstädter, das am letzten Maiwochenende stattfindet?
a) Rolandspectaculum,
b) Havelfest,
c) Johannisfest?

3) Die Stadt Brandenburg an der Havel verfügt über zwei Slawenschiffe. Wie viele Gäste passen 
auf das größere Boot, die „Triglaf“?

a) 12 Personen,
b) 28 Personen,
c) 41 Personen?

4) Wie groß ist die Fläche, auf der sich das Slawendorf in Brandenburg an der Havel befindet?
a) 11 ha, 
b) 23 ha,
c) 37 ha?

1 2
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http://www.dielinke-stadt-brb.de

++++ Im Juni + Juli finden keine Fraktionssitzungen statt ++++

10.06.2013 - 18.00 Uhr	 Stadtteilkonferenz, 
			   Bürgerhaus Hohenstücken 
12.06.2013 - 15.00 Uhr	 Geschäftsf. Vorstand 
19.06.2013 - 09.30 Uhr	 Bürger-Fühstück 
19.06.2013 - 18.00 Uhr	 Sitzung Stadtvorstand

++++ Im August und September: Infostände im Stadtgebiet ++++ 

12.08.2013 - 18.00 Uhr	 Fraktionssitzung 
19.08.2013 - 16.00 Uhr	 Beratung BO-Vorsitzende 
14.08.2013 - 15.00 Uhr	 Geschäftsf. Vorstand 
17.08.2013 - 14.00 Uhr	 Wir sind dabei: Höfefest in der 
			   Altstadt! 
21.08.2013 - 09.30 Uhr	 Bürger-Frühstück 
21.08.2013 - 18.00 Uhr	 Sitzung Stadtvorstand 
26.08.2013 - 18.00 Uhr	 Fraktionssitzung 
28.08.2013 - 16.00 Uhr	 SVV 

09.09.2013 - 18.00 Uhr	 Fraktionssitzung
10.09.2013 - 16.00 Uhr	 Beratung BO-Vorsitzende
11.09.2013 - 15.00 Uhr	 Geschäftsf. Vorstand
18.09.2013 - 09.30 Uhr	 Bürger-Frühstück
18.09.2013 - 18.00 Uhr	 Sitzung Stadtvorstand
21.09.2013		  Wahlkampfabschluss, 
			   Neustädtischer Markt
22.09.2013		  Bundestagswahl
23.09.2013 - 18.00 Uhr	 Fraktionssitzung
25.09.2013 - 16.00 Uhr	 SVV

Alle Veranstaltungen ohne Ortsangabe finden in der Geschäftsstelle 
der LINKEN am Altstädtischen Markt 2 statt.

Weitere Termine auf www.dielinke-stadt-brb.de/. 
Änderungen & Ergänzungen vorbehalten, 
beachten Sie auch Pressemitteilungen.

Was Wann Wo

JUNI

AUGUST

SEPTEMBER


